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Pastor Ho Hieu Ha - Vietnam

Abd al-Majid Manjouneh - Syrien

Im Dezember 1983 wurde in Ho-Chi-
Minh Stadt, dem friiheren Saigon, der
damals 43 Jahre alte evangelische Pa-
stor Ho Hieu Ha verhaftet. Seine Ge-
meindekirche wurde geschlossen und
beschlagnümt. Nach über dreieinhalb
Jüren Haft wurde Pastor Ha im August
1987 zusammen mit zwei anderen Pa-
storen und einem Diakon vor Gericht
gebracht und wegen »Predigens gegen
die Revolution« zu einer Freiheitsstrafe
von acht Jahren verurteilt.

arnnesty international nimmt an, daB
der tatsöchliche Grund fiir seine ver-
haftung und Verurteilung der ist, daB
Pastor Ha, ein einfluBreicher Kirchen-
fiihrer mit wachsender Anhiinger-
schaft, sich gegen die Beschlagnah-

Der Rechtsanwalt und friihere staats-
minister Manjuoneh wurde 1980 ver-
haftet, nachdem er einen eintögigen
Generalstreik der freien Berufe organi-
siert hatte. ziel des streiks war u.a. ein
Ende des seit 1963 geltenden Ausnah-
mezustands und die Freilassung aller
politischen Gefangenen, die ohne Ur-
teil einsaBen. Nach dem streik wurden
die Anwalts-, İ\rzts- und Ingenieurs-
kammern des l-andes aufgelöst, Hun-
derte ihrer Mitglieder verhaftet. Bereits
im Dezember 1980 adoptierte amnesty
international 23 der verhafteten An-
wölte als gewaltlose politische Gefan-
gene. Von diesen sind drei noch immer
inhaftiert, darunter Rechtsanwalt Man-
jouneh. Abd al-Majid Manjouneh ist
49 Jahre alt, verheiratet und Vater von
drei Kindern. Er wird im Adra-
Gefıingnis in Damaskus festgehalten.
Sein Gesundheitszustand ist schlecht;
er leidet an Nierenentztindung, Rheu-

mung seiner Gemeindekirche gewehrt
hatte.

Pastor Ha ist einer von derzeit 15
evangelischen Pastoren, die in Vietnam
inhaftiert sind. Mindestens neun von
ihnen werden seit 1975 in »Umerzie-
hungslagern « festgehalten.

Bitte süreiben Sie höflich formulierte
Briefe, möglichst in Englisch, in denen
Sie die sofortige und bedingungslose
Freilassung von Pater Ho Hieu Ha ver-
langen, an:

Senden Sie bitte eine Kopie ihres Briefes
an:

Botschaft der
Sozialistischen Republik Vietnam
KonstantinstraBe 37
5300 Bonn 2

matismus der wirbelsöule und Diabe-
tes. Er erhölt keine ausreichende d-rztli-
che Versorgung. amnesty international
hatte bereits im Dezember 1985 in einer
Eilaktion die syrischen Behörden auf
Manjounehs schlechten Gesundheits-
zustand aufrıerksam gemacht. Eine
Verbesserung ist nicht eingetreten.

Schreiben Sie bitte höflich formulierte
Briefe, möglichst in E nglisch, und bitten
um soforlige Freilassung von Abd al-
Majid Manjouneh. Schreiben Sie an:

Pnesident Hafez al-Assad
presidential palace
Abu Rummaneh
al-Rashid Street
Damaskus/Syrien

und an:

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Biefes
an:

Botschaft der
Arabisüen Republik Syrien
Am Kurpark 2
5300 Bonn 2

Vo Chi Cong
Chairperson
council of state
Hoi Dong Nha Nuoc
HaNoi
Sozialistisüe Republik Vietnam
(Luftpostporto bis 5 g: 1,50 DM,
jede weiteren 5 g: 0,30 DM)

Mr. MahmudZıibi
prime Minister
office of the prime Minister
Ab al-Rahman Shehbandar
Street
Damaskus/Syrien
(Luftpostporto bis 5 g: 1,40 DM,
jede weiteren 5 g: 0,20 DM)

Gibson Kamau Kuria aus Kenia, der dritte Gefangene des Monats Januar, wurde
überraschend am 12. Dezember 1987 freigelassen
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Armin Barthel

^
Rader Verlag (Aachener Studien Sozialwissenschaften Bd.1) 1986,140 Seiten

Entwicklung und Menschenrechte

Das Recht auf Entwicklung als Menschenrecht.
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h u. Buch behandelt ein aktuelles
l-f Thema: Im Dezember 1986 hat
die Generalversammlung der Verein-
ten Nationen mit groBer Mehrheit die
»Erklörung über das Recht auf Ent-
wicklung« angenommen. Die USA
stimmten dagegen, die BRD stimmte
mit sieben anderen l-öndern auf die in
UN-Kreisen mittlerweile als »German-
vote<< bekannte Weise - mit Enthal-
tung!

Innerhalb von mehr als zehn Jahren
hat so das von dem senegalesischen
Völkerrechtler Keba M'Baye entworfe-

_{ıe Menschenrecht auf Entwicklung als
yenschenrecht der dritten Generation
eine breite internationale Anerken-
nung erfahren. Nach der völkerrechtli-
chen Verankerung der politischen und
sozialen Menschenrechte (den Men-
schenrechten der ersten und zweiten
Generation) soll das Menschenrecht
auf Entwicklung als eine Synthese die-
ser schon bestehenden Rechte den
strukturellen ursachen-zus:ımmen-
hang ihrer Verletzung insbesondere in
der Dritten Welt aufzeigen.

Die Aktualitöt des Themas wird
noch dadurch unterstrichen, daB im Ja-
nuar 1987 zum ersten Mal der neu ge-

schaffene UN-AusschuB fiir wirtschaft -
liche, soziale und kulturelle Menschen-
rechte (bundesdeutsches Mitglied ist
Prof. Bruno Simma) in Genf zusam-
mengetreten ist. Entgegen den Be-
hauptungen bundesdeutscher Kritiker
am Menschenrecht auf Entwicklung
fiihrt die Anerkennung der Gleichwer-
tigkeit von politischen und sozialen
Menschenrechten sowie die Herausbil-
dung des Menschenrechtes auf Ent-
wicklung nicht zu einer Vernachlössi-
gung der politischen und bürgerlichen
Menschenrechte. Im Gegenteil wird die
Partizipation der Bevölkerung als ein
wesentliches Mittel zur innerstaatlichen
Realisierung des Menschenrechtes auf
Entwicklung hervorgehoben. Auf na-
tionaler Ebene wird z.B. auch die höu-
fig höchst ungerechte Einkommensver-
teilung als Behinderung der Realisie-
rung des Rechtes auf Entwicklungkriti-
siert.

Weitreichende Folgen hat die zuneh-
mende völkenechtliche Verankerung
des Menschenrechts auf Entwicklung
jedoch auch fiir die fiihrenden Indu-
strienationen. Barthel: »Ihre Kritik an
den Menschenrechtsverletzungen in
den Entwicklungslöndern wirkt wenig
überzeugend, solange sie Menschen-
rechtsverletzungen aus wirtschaftli-
chem Interesse stillschweigend hinneh-
men und solange sie nicht zu einer ech-
ten Urnverteilung im Sinne gerechter
Weltwirtschaftsbeziehung bereit sind. <<

Die Reichweite dieses neuen Ansat-
zes ztır Schaffung einer Weltsozialpoli
tik erfaBt Barthel, indem er das Men-
schenrecht auf Entwicklung in die Dis-
kussion um ein neues Entwicklungsvöl-
kerrecht einordnet und deren vertreter

zitiert: »Geordnete verönderungen
politischer, sozialer und wirtschaftli-
cher Systeme, aus welchem Grund auch
immer sie angestrebt werden, bedürfen
des Rechts als Instrument und machen
manche Reformen des Rechts notwen-
dig. Das trifft fiir den Nationalstaat
ebenso zu wie für das internationale Sy-
stem«.

Barthel stellt dar, wie die Entwick-
lungslönder das Sozialstaatsprinzip auf
der Ebene der Weltgemeinschaft
durchzusetzen versuchen und sornit ih-
re formale Unabhöngigkeit durch eine
ökonomische Unabhöngigkeit ergdnzt
sehen wollen.

Der Autor erhebt mit seinem Buch
nicht den Anspruch, die komplexe und
erst in den Anföngen befindlicheTheo-
rie der ursachen von Menschenrechts-
verletzungen bereichern zu wollen. Er
gibt üelmehr in lebendiger Sprache ei-
nen uberblick über den Diskussions-
stand zu einem Thema, das in der BRD
bislang vernöchlössig ist. Gerade in ei-
ner der reichsten Industrienationen ist
dieses Buch deshalb auch ein sehr not-
wendiges Buch.

Tino Thun
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postvertriebsstück

Gebühr bezahlt
Z 7699 B
amnesty international
Postfach |7 0229
5300 Bonn 1

3F N
die ailInestyinternationar arr die
Reserenden der TAIelt richtet :

l. Sind Sie bereit, in Ihrem Larıd die Gefein€nistore
fur alle ğewalüosen politischen Gefarı€lenen zu öffrıen?

2. Sind Sie bereit sicherzı:stellen, dafS in Ihrem Larıd.
politische Gefarı€lene ein faires ı:nd zug[ğes Gerichts-
verfaiıren erhalten?

3. Sind Sie bereit, in Ihrem Larıd der Fblterı:rıg|ı:nd
Tötung von Gefarıg|enen Eirıhatt zLı gebieten?

In ihrem elahresbericht sctrildert amnesff international
die Sitııation in mehr aJs 125 Löndern ı:nd gıbt
Aı:fsch]rıf3 darıiben welche Antworten
die Reg|ierı:rı§ien der Organisation aı:f
ihre Eraflen ğe€|eben haben.
aınııggty international -
clatıresbericht 1987 (TB 5879)
528 Seiten, November 1987
(ISBN 5-596-25879-x)
Erhöttlich im Buchha.rrdel und bei amnest5r internatiorıal.

Die M erıs cherıre cht"s -
situation
in r29 Lendern.
ıınıegtJı iıtcrııtionıl . Sektion der Bırndesrepublik Deutschlarıd eV , Heerstr. 178 , 5600 Borırı I
Spendenkontcn:Post4ıflkontoKöh2e4O46_5O2(BLZ67010050) BKDDuisbu€Kto.3OOOO@lZ55060190)

Jahıesbericht
1987
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key revlew
fublished by the Uni[ı fuess Centre November 1987/ Special Issue

THE UN|TED COMMUNİST PARW_
A HİSTORİCAL STEP TOWARDS ACHİEVEMENT OF THE
RİGHTTO LEGALİWOFTHE COMMUNİST MOVEMENT İN TURKEY

THE UCPT-
A PARTY WİTH A DEEP ROOTED LEGACY
AND A GENUİNELY NEW İDENTİry

BEHICE BORAN:
A LEADER İN THE STRUGGLE FOR PEACE,
DEMOCRACY AND SOCİALİSM
İS NO LONGER WİTH US

A TİMELY STEP İN ACCORDANCE WİTH THE CONCRETE SİTUAT|ON

THE UNİTED COMMUNİST PARTY OF TURKEY
İN THE TURKİSH PRESS
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publisher

ERMIS Verlag
Posfach 10 10 16

4300 ESSEN 1
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Af the Press Conference - WPT President Behice Boran with CPT General Secretary Haydar Kutlu

The united communist pa rty

A Historlcal Step Towards Achievement

Of The Right To Legality

Of The Communist Movement In Turkey

The cerıtral committees of the
Workerğ'Party of Turkey and the Com-
munist Party of Turkey announced
through a statement dated October
27,1987 their decision for the return
of the general secretaries of both par-
ties tor Turkey, who have been living
abroad as political refugees. General
Secretary of the WPT, Nihat Sargın
and General Secretary of the CPT,
Haydar Kutlu will go to Turkey in a
short time to start the struggle for
achievement of the right of legality of
the Unitdd Communist Party of Tur-
key, the party formed by merging
of the WPT and the CPT.

Following the military takeover on
September 12, 1980, the CPT which
has been forced to work in illegal
conditions for long years and the WPT
which was banned after the military
coup were subjected to severe ons-
laughts of the regime. Extensive
arrests were accompanied by trials
against both parties. Today one can
no longer talk about a military dic-
tatorship in Turkey, but undoubtedly
there exists an authoritarian, anti-
democratic regime and they intend
to keep it going. Violation of hu-
man rights is still on the agenda

and the draconian laws are still in
force. Existing legislation does not
allow a communist party in Turkey.
As for the governmerıt, it restricts by
all types of methods and ways the
right to folly participate in the politi-
cal life to the opposition parties which
were established in the framework of
the present laws and it is obstinate
about not recognising the right of
existence of any political party on the
further left of social democracy. From
this angle, the step , to be taken
towards legalization of the communist
movement in Turkey is a historical
step towards the overcoming the
present obstructions.

The leaderships of the WPT and the
CPT believe, the return of general
secretaries of two parties to Turkey
in order to make necessary applic-
ation for legality of the UCPT will
open up a new stage in the struggle
for democracy. The developments
dragged Turkey into such a cross
road that either due to the anti-
democratic policy and the regime of
the ruling forces, it will not come out
of instability and military coups, or it
will be oriented towards democ-
ratization with a new policy and a
new regime. At present the principal

question of Turkey is the question
of which path is to be followed. The
wpT and the cpT are determined
to lead Turkey towards democ-
ratization and to contribute to this
process as much as possible.
While taking this step, the leaderships
of the WPT and the CPT are not only
concerned about the interests of the
UCPT. The fight to be launched for
legality of the the UCPT is a step
towards achievement of political
freedom for all political forces who
have been subjected to repression
under the shadow of the ban on
communists.

The merging of the CPT and the
WPT as the United Communist Party
of Turkey was also an expression
of their responsibilities in the struggle
for democracy. Now the step towards
legality of the UCPT is the expression
of the same responsibi|ity too.

While taking this step, the leader-
ships of the WPT and the CPT rely
on the potential force created by
the idea of democracy that has been
developed step by step after the
military coup and on the people of
Turkey. They are sure that the inter-
national democratic public opinion
will also support them.
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CPT G enera|

Sec re@ry Haydar

KutM and
era|

On October 7, 1987 Presendt of
the WPT, Beh]ce Boran and General
Secretary of the CPT, Haydar Kutlu
announced the merging of two parties
in a single party under the name
of the United Communist Party of
Turkey in a press conference atten-
ded by large numbers of Turkish and
foreign correspondents.

The cpT was forced to work in

illegal conditions for more than 60
years and the WPT was founded in

1961 as a legal party but outlawed
after the military coup in 1980. Due
to specific historical conditions they
carried out their activities long years
as two separate revolutionary parties
of the wo'rking class. But, as B. Boran
and H. Kutlu stated in their press
communique, the disunity of the left,
exis,tence of separate working class
parties resulted in inadequency in
playing their role in the struggle for
democracy. Following a long period
of work for unity on various levels,
the foundation of this unity was laid
by elaboration of the draft programme
of the United Cornmunist Party of
Turkey.

ln the context of attainment of the
unity of the communist movement

4

in Turkey, foundation of the UCPT
is of a historical importance. At the
same time it is a step towards the
unity of different left parties, move-
ments and forces.

A party with a new identity

The UCPI, the merger between
WPT and the CPT appears with a
genuinely new and different prog-
ramme as compared with the
previous programmes of two parties
and as well as with the past prog-
rammes of the left movement. The I

UCPT draws its strategical line as
making contribution to protection of
peace, preventing Turkey from
being a tool of the confrontation
policy of the US imperialism and
restoration of democracy. B. Boran
and H. Kutlu explain the new identity
and new approaches of the UCPT
in their press communique as follows:

"The new identity is an effort to find
realistic solutions to the topical
problems of our people, to pursue
such a policy that encounters the po-
licies of pro-American, reactionary,
militarist forces, a constructive and
unfaltering policy that promises unity.

The peoples of Turkey are in need

wPT
Secretary

Gen
Dr Nihat

Sargın

of a political and social renewal. They
want a change and search the ways
for it. orientation in a democratic
way of development, as an objective
necessity makes itself strongly felt.
On the other hand, at the edge of
the 21. century we witness the devel-
opment of a new world.

Our goal is to make the people
the architects of democracy, democ-
ratization of the society in every field,
existence of a democratic political
regime that can reflect the real for-
ces and the people are able to par-
ticipate in. We want to disseminate
as wide as possible the socialism's
culture of democracy as socialism
is our main target.

There is a strong wall facing the
attainment for democracy. The
Motherland Party leadership with the
full support of imperialism and of
big monopoly capital, in collaboration
with President Evren and with the top
ranks of the army, resorts to brutal
force, threatens the people, channels
their interests, expectations, fears
and worries into its own direction.
Opening up cracks on this strong
wall, starting the process of democ-
ratization is possible only through the
democratic cooperation of the
broadest oppostion forces."
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Ihe Press
conference in

Brussels on,
7.10.1987 was of

historical
importance-

Boran and Kutlu:
comrades -in-arms

The United Communist Party of
Turkey considers the prevention of a
nuclear war, maintaining the conti-
nuity of humanity and civilization as
the primary question of our days
and underlines that it is also the
prerequisite of social progress. lt
considers such a foreign policy to be
followed that enables Turkey to
contribute actively to preservation of
world peace.

Strengthening the European secu-
rity and expand cooperation in
Europe is one of the key questions
of the international relations. ln this
context, from the angle of its own
national securtiy, Turkey should give
support to all peace initiatives for
protection of European security and
make contribution to consolidation
of cooperation. The UCPT departs
from this point and approaches
ditferently to the question of NATO
membership as compared with the
past. While being aware of negative
results of Turkey's membership, it
ho|ds a realistic position with a
broader perspective, such that Turkey
shou]d pur§ue a policy in the NATo
in a way suitable to its own legiti-
mate security interests and in
favour of world peace, on the other
hand should make efforts for preserv-
ation of the present parity between

NATO and Warsaw Treaty and its
continuous lowering on the basis of
equal security and lastly dispersion
of both military pacts.

The UCPT has a also realistic app-
roach to Turkey's membership to the
European Community. Turkey should
develop its relations with each
member of the EEc it can and should
make balateral treatles and establish
relations with the EEC. As for its full
membership, this matter should be
dealt with in the framework of con
crete conditions and in the context
of Turkey's national interests. Of
course, the economic relations with
the Ecc can not be taken as an alter-
native to the favourable economic
relations to be established with other
states outsied the EEC.

Geograhically Turkey occupies a
place between Asia and Europe. lt
has h istorically established economic,
political and cultural ties with Europe
that have been developed during the
period of the Republic. The European

policy of the UCPT is strengthening
of these ties.

Preskjent of the WPT B,Boran and
GeneralSecretary of the CPT H.Kutlu
stated other approaches that give
a new identity to the UCPT as follows:

"Our party will not be a sectarian
party and closed in itself. We are

not claiming to be the sole repesenta-
tives of the working class. Nor do we
claim that the truth is only do
our monopoly. We will always try to
benefit from the views of other poli-
tical forces, intellectuals and of the
working people. We will make efforts
to ref lect the peaceloving, democratıc
and humanistic thinking potential of
Turkey onto the politıcal system, onto
the parliament and onto the adminis-
tration of country.

We are in favour of lively dis-
cussions. Therefore, different from
the past, democracy will be the un-
alienable norm of our inner-party life.
We sha|l always be in favour of cons-
tructive exchange of views with all
other forces. What our country needs
is a civilized political debate tradition
with respect to freedom of expres-
sion of different views. There is no
other way than establishing dia-
logues and production of common
views on the solution of country's
problems in order to rally the left
and to obtain an understanding
among the democratic forces. That is
why we made our draft programme
public and we would like to discuss
it whith everyone. When we come to
power, our main principle will be dis-
cussing our policies whith the people,
with those political forces cooperat-
ing with us. 

5
Behice Boran
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BEH|CE BORAN:
A Leader
In The Struggle
For Peace,
Democracy And
socialism
Is No Longer
Wlth Us!

The news about the press con-
ference of Behice Boran and Haydar
Kutlu occupied a considerable place
in almost all Turkish daily papers.
The week]y magazines were being
printed to publish their interviews
with Boran and kutlu when the sad
news appeared in the press. On
October 10, 1987, B. Boran had
passed away at the age of 77 due
to heart failure.

Behice Boran was an examplary
fighter in the struggle for peace,
democracy and socialism. Her
struggle began in 194Oswhile she was
a young scholar. She wrote many
articles in progressive journals. Later
she joined the political struggle of
the working class. ln 195Os she ac-
tively participated in the struggle for
peace as the founder and President
of the "Association of peacelovers of
Turkey". ln 1965, she was elected
to the parliament as one of the leaders
of the Worker§ Party of Turkey. ln
1970, she became President of the
wpT and remained its president until
her death.

She was persecuted and impris-
oned several times. After the military
coup ln 1980 the WPT was banned

and she was forced to live away from
her motherland and was stripped off
her citizenship.

At the age of 77, being deprived
of her cit2enship and forced to live
abroad, she succesfully fuifilled her
last task in her uninterrupted and
persistent struggle: a couple of days
before her death she announced the
historicalstep taken towards the unity
of the communist movement in
Turkey.

Her friends, democrats and peace-
lovers from all over Europe came
together to see B.Boran off on her
last journey. The funeral ceremony
organised by the CPT, the WPT, the
communist group of the European
parliament and the world peace
Council was attended by representa-
tives of a number of communist
parties, parliamentarians, by Reinhold
Hack representing the Social Democ-
rat Group of the European Parliament
and ex-parliamentarians Daniel Fed-
rigo and Jean Verstapen.

ln Turkey:
Thousands share the sadness

The sad news about passing away
of President of the WPT B. Boran

25.000 attended
Boran's funeral in lstanbul

created a great echo in l urkey.
Workers, intellectuals, various orga-
nisations made announcements
through the press either individually
or with the signatures of hundreds
of people appealing to the public
to participate in the funeral in Ankara
and in lstanbul. Writers and journalists
with different political views wrote
about B. Boran, about her struggle
and expressed their respect to her
decisiveness in the struggle.

The government, having taken into
consideration this attitude of the
democratic public opinion before the
general elections, did not object to the
funeral ceremony. As she was an ex-
parliamentarian, an official ceremony
had to be organised in the court
of the Grand National Assembly. The
funeral march in lstanbul was at-
tended by nearly 25 thousand people,
her coffin was covered by thousands
of red carnations and roses.

B.Boran was the leader of an out-
lawed party. She was deprived of her
citizenship by those laws that are
still in force. she had announced the
merging of two outlawed parties and
the forming of the UCPT only two
days before her death. But there
was in general a positive response
from the public opinion to the merging
of two parties and the broad left
forces, democrats shared the sad-
ness of her death, thousands
marched in her f uneral. All these were
an expression of something, a re-
action against those laws banning the
activity of a communist party, an ex-
pression of an objective need and ex.
pactation of the public for legality
of the communist movement in Tur-
key.From Boran's funeral
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A Tlmely Step !n Accordance Wlth
The concrete situation

Nıhal Sargın

The decision of the leaderships of
the WPT and the CPT to launch legally
the ucpT and the return of their
general secretaries to Turkey to make
the necessary applications is based
on the evaluation of concrete cir-
cumstances in the country. Today
ever broader forces express the need
for a legal communist movement as
an integral part of the democrati-
zation of Turkey. Legal opposition
parties, a number of professional or-
ganisations and democratically
minded intellectuals demand a
change in the draconian laws that
violate human rights, the freedom of
expression and the legality of a com-
munist party. Following the state-
ment of the centra| committees of
the wpT and the cpT about their
step to legalization, the GeneralSec-
retary of the Social Democrat Populist
Party made a statement saying that
they have always supported the le-
lality of a communist party and
demanded the necessary changeş to
be made in the constitution. The
spokesman of the Righteous Path
Party critic2ed the government on
this issue for not taking a clear-cut
position: "lf they were thinking of
founding a legal Marxıst Party in Tur-
key they should have prepared the
legislative basis for it." Chairman of
the Human Rights Association stated
their demand to lift all restrictıons
on human rights and reminded the
government of its promises given to
the EEC and said that the general
secretaries of the wpT and the cpT
were entitled to form a party. Chaar-
man of the Bar Associations of Turkey
also defended the right to legality
of the UCPT. All these are positive
developments but it would be a mis-
take to draw the conclusion that to
achieve the right of legal actlvity of

Haydar Kutlu

the communist movement is going
to be an easy task.

Above all, the laws which ban the
formation of a communıst party are
still in force. As for the government,
it is facing a broad opposition and
the general elections are to be held
at the end of this month. For these
reasons it is trying to give the im-
pression that it has somehow a
different approach on the issue of
human rights and freedoms. Another
reason of course is its efforts to enter
the EEC. Because each time its app-
lication is discussed, it is confronted
with the obstacle of violation of
human rights in Turkey and receives
sharp criticisms..As a matter of fact,
ftime Minister oza| stated several
times that he would make necessary
changes for harmonization with the
EEC, the residues of the military re-
gime would be cleared before the
general elections and, specif ically
about the legality of the communist
movement he said that "it would
depend on the demand of the people"
and refrained from holding an
apparent position.

Nevertheless, it is obvious that özaı
will not recognise the right to exis-
tence of any party further left of
Social Democracy. Leave aside a
communist party, he was not even
inclined to recognise the right to
political activity of the Justice Party
|eader and ex-Prime Minister S. De-
mirel and Republican People's Party
leader and also ex-Prime Miılİter B.
Ecevit whose participation in political
life was banned after the military
coup. The PM made a maneuvre by
holding a referandum on lıfting of the
ban, but at the same time, he con-
ducted a mass campaign against the
lifting of the same ban. The referen-
dum itself was anti-democratic. Des-

pite a|l, even though there was a small
difference in the number of votes,
the referendum resulted in the lifting
of the ban on some of the formeı
political leaders. Then Prime Minister
Özd made an imposition onto the
Parliament to hold early generalelec-
tions and doing so, he forced the
opposition parties to participate in the
elections on unequal terms.

Following the announcement of tht!
WPT and the CPT leaderships of their
decision for legality of the UCPT, in
a reply to ..the correspondents'
questions PM ozal said: "The existing
legislation does not allow the forming
of a communist party" and to the
question about whether the related
laws would be annu|led, he said, that
it was a matter of time and could
be dealt with after the elections. He
was again avoiding taking a clear-
cut position. The Security Department
ın lstanbul, however, declared without
any hesitation that "as soon as they
arrive the General secretaries would
be taken into custody".

While taking this step towards le-
gality of the communist movement
in Turkey the leaderships of the WPT
and the cpT have taken into consi-
deration the barries to be overcome
and they are conscious of their heavy
responsibi|ity by assigning their gene-
ral secretaries with this historical task.
But they are convinced that they are
taking a step to start turning the
wheels of history. This step will start
the struggle.

While taking this step, the leader-
ships of the WPT and the CPT rely
on the solidarity of broad democratic
forces on international scale and be,
lieve that each and every party or
organisation or person who defends
democracy and human rights will
support them.
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Almost all daily papers in Turkey
carried the news on their first pages
about the press conference of B. Bo-
ran and H.Kutlu in Brussels and the
merging of the CPT and the WPT
as the UCPT. The newspapers, Hür-
riyet and Milliyet, weekly journals
Yeni Gündem, Akis, 2000'e Dogru
and Nokta published interviews with
H.Kutlu and B.Boran and informed
the public about programmatical
approaches of the UCPT. Right after
the press conference, as the sad news
about the death of B.Boran and the
funeral occupied a considerable place
in the press, a number of co|umnists
expressed their regret about the fact
that she died abroad, stated their
opposition to those laws which dep-
rived B. Boran and many other
democrats of their citizenship, those
laws which restrict the freedom of
expression and ban the formation
of a communist party. Mehmet Kemal
from the daily Cumhuriyet writes in
his article entitled "Everything should
be open" that Boran was a Marxist
and remained as a Manist until her
death and follows "lt is obvious that
the CPT and the WPT are working
for the unity of the working class
movement. The oldest political party
of Turkey wants to get out of ille-
gality and to become legal. Those
circles who disseminate fear and
horrify the people will learn better
what is what when it achieves a le-
gal status. The long standing taboo
shou|d be broken, The bans should
be lifted" (Cumhuriyet, Oct. 21, 1gİn
Again in Cumhuriyet Hasan Cemal
in his article on B.Boran writes that

ıoıebi!ıe sovcılığa verilecek

there should be respect for every-
one's beliefs and opinions in the
society and underlines the fact that
the first step to this end should be
abolishing off the anti-democratic
articles of the constitution and of
other laws. (Cumhuriyet, October 17,
1987) 

^ 
columnist of the daily Mil-

llyet, M.A.Birand writes: "Turkey will
be contemporary only when people
are not persecuted and suppressed
for their opinions and listened to
patiently. (Milliyet, october 1 7, 1 98n
ln Hürriyet O.Ekşi says, he does not
share the views and beliefs of B.Boran
but he has respect for Boran who
carried on her struggle all through
her life and writes: "Turkey should
no longer be a country that does
not give passport to its scientists
and artists, forces her politicians to
be political refugees in other coun-
tries, deprives her artists of their
citizenship and learns the value of her
own poets from others." llhan Selçuk,
a columnist oi Cumhuriyet deals with -
vulgar anti-communist propaganda of
the reactionary circles in Turkey in his
article entitled "The Evil's Circle" and
writes: "Marketing of anti-com-
munism constituted the most effec-
tive media for the marketeers for the
sale of Turkey to the USA. Today
the allegation that Turkish socialists
who live in exile in Western Europe
are "traitors" is one of the propaganda
methods of capitalism whose roots
are outside the country. Anti-com-
munism is a profitable trade in our
country, but unfortunate|y this bussi-
ness leads Turkey into medievaldark-
ness and loss of her independence''.
(Cumhuriyet, October 18, 1987)

u ur

The news about the return of the
general secretaries of the WPT and
the CPT for legalization of the UCPT
was also given extensive publicity in
the press. Soon after the news broke
out, the daily Miliyet dealt with this
in its leading article. ln his artic|e
Altan Oymen reminds of the Ozal
government's wish to join the EEC
and writes: "ln an EEC member coun-
try these parties (WPT and CPT) can-
not be "outlawed". From Sweeden
to Spain, from Portugal to Germany,
in which EEC country is the com-
munist party outlawed? He states that
the ban on the communist party in
Turkey is incompatible with the stand-
ards of human rights in the EEC and
underlines the fact that whether Tur-
key joins the EEC or not, those
standards were the basis of a normal
democratic life that the people of
Turkey deserve. (Milliyet, October
29, 1987) ln Milliyet, Teoman Erel
deals with the statement of prime
Minister Özal as "we cannot allow
their illegal activities. As long as the
present laws remain in force com-
munist parties cannot be founded
in Turkey" and says that the leaders
of the CPI and the WPT will expose
his false pretences for liberalism."
(Milliyet October 30, 1987)

As for the position of the re-
actionary press on the legalization
of the UCPT, these circles strongly
oppose the legalization of the com-
munist movement by out-dated anti-
communist arguments of the cold
war period and they even accuse
the Prime Minister of not taking a
firm stance and give e free hand to
the communists.
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KuRz voR DEM DRucK ERRE|GHTE uNs FoLGENDE BL|TZMELDuNG !!!

DİE GENERALSEKRETARE
VON DER ARBEİTERPARTEİ DER TÜRKEİ

ND DER K MMUNİSTİSCHEN PARTEİ
DER TURKEİ W.JRDEN DURCH

DRUCKWASSER, ELEKTROSCHOCKS
UND AUFHANGEN GEFOLTERT

ı Die Anwdlte werden daran gehindert,
das Gerichtsgebdude zu betreten.

wöhrend der Generalsekretar der
TlP, Nihat Sargın und der Generalsek-
retar der TKP, Haydar Kutlu, erklör-
ten, daB sie im Polizeiprösidium durch
Druckwasser, Elektroschocks und
Auf hiingen gefoltert wurden, wurden
ihre Verteidiger, Rechtsanwölte Atilla
Coşkun und Rasim Oz von der Polizei
festgenommen. Die Staatsanwalt-
schaft beim DGM erklörte, daB die
Akte mit den Aussagen von Kutlu und
Sargın bei der Polizei den Anwölten
nicht ausgehöndigt wird.

Der TlP-Generalsekretdr Nihat Sar-
gın und TKP-Generalsekretör Haydar
Kutlu, die 'l9 Tage lang ohne Kontakt
mit der AuBenwelt beim Polizeiprösi-
dium in Ankara und der DGM-Staats-
anwaltschaft vernommen wurden, be-
richteten gegenüber ihren Anwölten,
daB sie gefoltert worden sind. ln einer
an die Staatsanwaltschaft'gerichteten
Beschwerde geben Kutlu und Sargın
an, daB sie wdhrend der verhöre im
Polizeiprasidium von Ankara durch
Elektroschocks, kaltes Druckwasser
und Aufhöngen gefoltert worden sind.

ln ihrem Rundschreiben vom 7.12.
87 erklört die Amnesty lnternatıonal
(A| lndex EUR 44l8B/87 U^ 346187)
wörtlich: "Amnesty lnternational is in-
formed that Haydar Kutlu and Dr. Ni-
hat Sargın had indeed been tortured
during police detention and there is
fear that their lawyers, Atilla Coşkun
and Rasim Öz, may also be subjected
to torture while being interrogated."

Der Rechtsanwalt Atilla Coşkun, der
zusammen mit seinen Ko|legen zum
ersten Anwaltstermin zu den General-
sekretören der Tlp und der Tkp in das
Zentralgeföngnis von Ankara eintrat,
indem die beiden führenden politiker
in der lsolationshaft gehalten werden,
wurde von den Polizisten umzingelt.
Die Polizisten sagten, sie seien ge-
kommen, um ihn zum politischen De-
zernat der polizei mitzunehmen. Nach-

2

dem die zehn Anwölte erklört haben,
daB sie ins Gefiingnis gekommen sind,
um mit ihren Mandanten zu sprechen,
konnten sie ca. eine Stunde mit Sargın
und Kutlu sprechen.

Nach dem Besuch nahmen die Po-
lizısten vom politischen Dezernat die
Rechtsanwdlte Rasim Öz und Atilla
Coşkun fest.

Die übrigen Anwölte von TlP- und
Tlp-Generalsekretören wandten sich
an das prösidium der Anwaltskammer
der Türkei, die staatsanwaltschaft
beim DGM und das Justizministerium
und forderten sie auf, in erforderlicher
Weise einzugreifen, da diese MaBnah-
me die Verhinderung des Erteidi-
gungsrechts darstelle.

Ferner lieB die Polizei an einige Zei-
tungen die Meldung durchsickern, die
Generalsekretğre der Tlp und der Tkp
hötten ihre Freunde in der Türkei ver-
raten. Die ermittelnde staatsanwalt-
schaft beim Staatssicherheitsgericht
(DGM) lehnte ab, die Akte mit den
Aussagen von Sargın und Kutlu bei
der polizei, der staatsanwaltschaft
und dem Untersuchungsrichter ihren
Anwölten aJszuhö:ıdigen.

Die Anwiilte von Sargın und Kutlu
erklörten, daB der Paragraph 143/3
der türkischen StrafprozeBordnung
sehr deutlich ist und der staatsanwalt
beim DGM, Üıxü Coşxun, der die Ak-
teneinsicht ablehnt, sich offen eines
Vergehens schuldig macht. Die An-
wölte gaben bekannt, sie würden ge-
gen die Verhaftung ihrer Mandanten
Einspruch einlegen und deshalb die
Akte auf jeden Fall sehen müBten.

Die Anwölte von Sargın und (utlu
haben mit einem Antrag offiziell die
ProzeBvorbereitungsakte von der
Oberstaatsanwaltschaft beim DGM
angefordert.

Am Dienstag, dem 8,12.87 gingen
die Rechtsanwiilte Ersan Sansal, Ah-
met Tahtakılıç zusammen mit anderen
Kollegen zum Geböude des Staats-
sicherheitsgerichtes (DGM) in Ankara,

um noch einmal das gesetzliche Recht
der Akteneinsicht in Anspruch zu neh-
men. Sie wurden jedoch durch die Po-
lizei daran gehindert, das Gerichtsge-
böude zu betreten. Dieser in der tür-
kischen Justizgeschichte einmalige
Akt der willkür wurde mit einem pro-

tokoll festgehalten. Das Verha|ten der
staatsanwaltschaft ist ein weiterer ln-
diz dafür, daB in diesem verfahren
selbst die elementarsten Regeln der
Rechtsstaatlichkeit verletzt werden.

TlP und TKP protestierten gegen die
Folterung, die Festnahmen von Anwöl-
ten und die Geheimhaltung der
Prozessvorbereitungsakte durch die
staatsanwaltschaft.

Bei der von osman sakalsız und
Mehmet Karaca unterzeichneten Er-
klörung wurde darauf aufmerksam ge-
macht, daB die Türkei sich weigerte,
die Vereinbarung des Europarats ge-
gen die Folter zu unterzeichnen. ln der
Erklörung heiBt es u.a.: "Das derzeiti-
ge Regime in der Türkei weigert sich
die Vereinbarung des Europarats ge-
gen die Folter zu unterzeichnen. Die
offiziellen Verantwortlichen sprechen
nicht wahrheitsgemöB. Die Verteidi-
gungsrechte der beiden Generalsek-
retöre werden beschnitten.

Wir protestieren gegen allen den
Menschenrechten und den Rechts-
grundsdtzen widersprechenden Prak-
tiken, von denen die Özal-Regierung
und der DGM-Staatsanwalt verant-
wort|ich sind.

Wir fordern die Bekanntgabe der
Zustöndigen, die an der Vernehmung
bei der Polizei teilgenommen haben
sowie der Spezialisten, die sie gesund-
heitlıch untersucht haben und die Ein-
leitung der notwendigen MaBnahmen
gegen sie."
8.12.1987

i.n. des Zentralkomitees der TlP
osman sakalsız

ı.n. des Zentralkomıtees der TKP
Mehmet karaca
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Nihat Sargın und Haydar Kutlu sind
mit dem Ziel in die Türkei zurückge-
kehrt, die Arbeit der TBKP, welche
durch die Vereinigung der beiden Par-
teien TlP und TKP entstanden ist, in

legaler Weise anzufangen.
Mit diesem schritt zielen sie darauf

ab, daB die Kommunisten auf legale
Weise einen gröBtmöglichen Beitrag
dazu leisten, daB die Türkei demok-
ratisch wird, daB die inneren Span-

Oben:
Die Generalsekretöre der
kommunistischen partei der Türkei
und der Arbeiterpartei der Türkei
Haydar Kutlu und Nihat Sargın, bei
ihrer Ankunft in Ankara
am 16. November l987.

Bevor die beiden Generalsekretdre
der TlP und der TKP in ihr

Hei matla nd zu rückkeh rten, ga ben
sie in West-Berlin ein

pressekonferenz.

nungen im Lande verringert werden,
daB eine demokratische stabilitöt her-
beigeführt wird. Mit diesem Schritt
zielen sie darauf ab, daB die Kommu-
nisten einen gröBtmöglichen Beitrag

dazu leisten, daB die probleme der
Türkei, die sich seit Zehn Jahren an-
gesammelt haben, gelöst werden.

Dies ist ein berechtigtes Ziel, des-
sen Legitimitdt auch von all denjenigen

Die Generalsekretöre von
TlP und TKP sind für

Freiheit und Demokratie
in die Türkei zurückgekehrt

Die Anwö';;; Kutlu und
Sargın erklören:

Die Vernehmung, die mit
Folter gleichzusetzen ist,

wird immer noch fo,tgesest

Die lnhaft':;r;; von Kutlu
und Sargın stöBt im

Heimatland und in der
ganzen Welt auf breite

Reaktionen

es ertolgİn N""nri"nt"n
und kommentare von der

türkischen und von der
i nte rnati onalen presse

demokratischen kröften anerkannt
wird, die nicht unbedingt die politische
Meinung der Kommunisten teilen. Das
Erreichen dieses zieles wird durch
das gemeinsame Handeln aller de-
mokratischen kriifte verwirklicht wer-
den.

21. November 1987

zentralkomitee
von TlP und TKP
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seit die Genossen kutlu und sar-
gın ihren FuB auf heimatlichen Boden
gesetzt haben, hat sich vor allen un-
seren Landsleuten, die die sehnsucht
nach Demokratie spüren, eine völlig
neue Situation eröffnet: Es ist möglich,
der Vergiftung des politischen Lebens,
die fortschrittliche Gedanken in die
Konspiration treibt, indem sie sie ver-
bietet, ein Ende zu machen. Die Men-
schen können von Angst, Ruhelosig-
keit und MiBtrauen, in die sie wegen
ihrer politischen Meinungen getrieben
wurden, befreit werden. Eine neue po-
litische kultur, in der unterschiedliche
politische Strömungen und Meinun-
gen gleichzeitig existieren können,
kann entstehen.

Dieser schritt wurde vor allem für
die Freiheiten der breiten linken kröf-
te getan. Auch wenn sie nicht einer
Meinung mit uns sein sollten, so wer-
den doch mit der Aufhebung der anti-
kommunistischen verbote auch alle

Der Genera|sekretör von TlP, Nihat
Sargın, und der Generalsekretdr des
Zentralkomitees der TKP Haydar Kut-
lu, veranstalteten ein pressekonferenz
in West-Berlin, bevor sie in die Türkei
zurückkehrten. Die Generalsekretöre,
die auf der pressekonferenz auf die
verschiedensten Fragen der Journa-
listen antworteten, stellten mit Nach-
druck heraus, daB es ihr ziel ist, einen
Beitrag zur Gründung einer Demokra-
tie in der Türkei zu leisten. Sie ga-
ben den Presseangehörigen detailIier-
te lnformationen über den zusammen-
schluB der Parteien und die zu grün-
dende TBKP. lm folgenden geben wir
eine kurze Zusammenfassung von
der pressekonferenz:

kutlu: wir haben vorhin schon er-
klört wir gehen (in die Türkei) um die
Vereinıgte kommunistische Partei der
Türkei legal zu gründen. Wie sie wis-
sen, ist die Vereinigte Kommunistische
Partei derTürkei aus der Arbeiterpartei
der Türkei und der kommunistischen
partei der Türkei entstanden. wir ha-
ben wiederholt erklört, daB diese Ent-
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diese Kröfte frei am politischen Leben
teilnehmen können.

Die Aufhebung der antikommunisti-
schen verbote wird auch die Behin-
derungen beseitigen, die dem Kampf,
den die Arbeiter und Werktötigen für
die dringensten Forderungen führen.
Niemand wird es wagen, die heute
existierende Repression gegen die Ge-
werkschaften in einem Land zu ver-
teidigen, in dem das Verbot, das gegen
die kommunistische Partei verhöngt
ist, aufgehoben ist.

Mit der Aufhebung dieses Verbots
wird die welt der kunst und der wis-
senschaft von zensur und unterdrük-
kung befreit, wird sich das kulturelle
Leben frei entwickeln.

wenn das verbot der kommunisti-
schen Bewegung aufgehoben ist, kann
man Menschen nicht mehr als "Kom-
munisten" im Rahmen dieses verbots
verfolgen, weil sie Frieden und Abrü-
stung gefordert haben.

Aus der Erklörung, die Mehmet Karaca
und Osman sakalsz lm Namen der zentralkomitees

von TlP und TKP veröiientlicht haben:

All das zeigt den zutiefst demokra-
tischen charakter des Beschlusses
über die Rückkehr der beiden partei-
vorsitzenden.

Die Antwort darauf ist jedoch das
genaue Gegenteil.

Die Regierung versucht, die Chance,
die zwei Menschen für eine zeitge-
möBe Demokratie geschatfen haben,
obwohl sie dafür ihr eigenes Leben
in Gefahr gebracht haben, mit einer
mittelalterlichen Gesinnung zu zerstö-
ren. Evren zeigte in seiner letzten Re-
de wieder einmal, daB er auch ein ver-
treter dieser Gesinnung ist. Er befür-
wortete darin das verbot von fort-
schrittlichen politischen Meinungen,
daB iene Quelle von politischer lnsta-
bilitiit und politischen Spannungen ist.

Jetzt müssen sich alle demokrati-
schen Kröfte, unser Volk, gegen die
verbote, an die seite der Freiheit stel-
len. vor allem anderen müssen Nihat
Sargın und Haydar Kutlu unverzüglich
aus den Hönden der polizei befreit
und entlassen werden. Das demok-
ratische Gewissen der ganzen Welt
unterstüzt diese gerechte Forderung.

Bevor Kutlu und Sargın in die Türkei zurückkehrten,
veranstalteten sie in west-Berlin eine pressekonferenz und erklörten ihre zıe,e:

"Wir gehen, um eine Vereinigte Kommunlstische Partei
der Türkei legal zu gründen."

17.11 .1987

Nihat Sargın und Haydar Kutlu wdhrend des Pressekonferenzes in West-Berlin mit dem
SEW Politbüro Mitglied Klaus Feske.

wicklung zum SchluBpunkt gekommen
ist, es fehlt nur noch ein (Partei)kong-
reB. Weil die Entwıcklung abgeschlos-
sen ist, haben wir unseren BeschluB
öffentlich erklört. Die Vereinigte Kom-
munistische partei der Türkei wird in
der Türkei selbst legal arbeiten. Wir
werden al|es dafür tun. ln diesem Fall
ist dies das grundlegende Ziel unserer
Fahrt. ob wir nun verhaftet werden
oder nicht, wir werden Anstrengungen
f ür die Gründung dieser Partei aufwen-
den. Leider ist es sehr schwer, lhnen
von hier aus Konkreteres zu sagen,
da wir nicht wissen, mit was für situ-

ationen wir konfrontiert werden.
Das heiBt ...

Ill

...eine Folge der gesetzlichen Be-
stimmungen. Das Volk der Türkei ist
nicht rückstöndig. Das Volk der Türkei
ist unter dem Aspekt seines Demokra-
tiebedürf nisses nicht rückstöndiger als
irgendein anderes Volk. Unsere gröBte
Erwartung setzen wir in die demokra-
tische Öffentlichkeit der Türkei. Dar-
überhinaus ist die Unterstützung der
demokratischen weltöffentlichkeit
zweifellos nützlich. Abeı:an dem Punkt,
an dem die Türkeijetzt angekommen
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ist, müssen solche Themeı,ı endlich
frei erörtert und diskutiert werden.
Sollten einige anachronistische ge-
setzliche Bestimmungen, die sowieso
am vollen Wortlaut gemessen ungültig
sind, dem entgegenstehen, so sind sie
auch rechtlich auBer kraft zu setzen.
Darauf stützt sich unsere Reise.

lV
kommunisten sind keine Terrori-

sten. Vor allem kann jeder klar Den-
kende sehen, daB gegenwörtig derar-
tige Ereignisse einer Atmosphöre der
Liberalisierung, die für die Demokratie
notwendig und zwangslöufig ist, scha-
den. Es besteht kein zweifel darüber,
daB...

Vll
Der Schritt, denn wir tun, muB unter-

stützt werden. Wenn wir dıe gegen
uns bestehenden Behinderungen zu-
rückweisen und ihre Aufhebung durch-
setzen können, wird dies die Freiheit
für die gesamte revolutionöre Linke
bedeuten. Aus diesem Grund kiimpfen
und kehren wir nicht nur für unsere
Freiheit zurück. wir wollen Freiheit
für die gesamte revolutionöre Linke
und werden auch dafür kömpfen.
Wenn wir Bedingungen geschaffen
und die Bedingungen für eine legale
Gründung der TBKP erreicht haben,
glauben wir, daB mit der revolutionören
Linken unter diesen konkreten Bedin-
gungen konkrete Formen deutlich wer-
den und daB verschiedene Gemein-
samkeiten hervortreten können. Die
Vereinigte Kommunistische Partei der
Türkei sieht sich daher nach schaf-
fung der Bedingungen für die Lega-
litöt nicht auf einen so engen Rahmen
begrenzt, wie er heute besteht. Sie
wird sich bemühen, alle, die kommu-
nistische, marxistische und bestimmte
andere Meinungen vertreten, zusam-
menzufassen, wenn sie sich auf der
Grundlage eines gemeinsamen Prog-
ramms befinden. Dies gilt auch für je-
ne, die zwar gemeinsame Meinungen
haben, aber ein unterschiedliches par-

teiverstdndnis vertreten.
Vlll

lch bin der Ansicht, daB die Presse
der Türkei vor eine wichtige Prüfung
gestellt ist. lch glaube daB sie das
VerantwortungsbewuBtsein zeigt, daB
für die Rückkehr zur Demokratie not-
wendig ist. lch möchte hierfür meinen
Dank aussprechen. Selbstverstdndlich
beschrönkt sich dieses lnteresse nicht
allein auf die presse und ihr umfeld.
Es ist auch in breiten demokratischen
Kreisen Europas vorhanden. Als Er-
gebnis dessen wird mit uns zusammen
eine Delegation von ungeföhr 30 Per-
sonen fahren.

lX
Bei unserer Fahrt haben wir keinen

Aufruf an die Massen gerichtet. Wir
werden ihn auch nicht machen. wir
wissen genau, daB die Türkei sich an
einem Wendepunkt befindet. Aus die-
ser sicht heraus vielleicht meine Ant-
wort auf eine Frage von vorhin. Aber
nicht al|ein die Türkei ist an einem
Wendepunkt. Wie wir immer erklört
haben, darf die Entwicklung der Tür-
kei nicht hinter der Entwicklung der
Welt zurückbleiben. ln Europa setzen
neue Entwicklungen ein. Wenn die
Türkei ihren Platz in Europa einneh-
men will, darf sie nicht zu spöt kom-
men. Kommunisten, Sozialdemokra-
ten, sozialisten, also die zentrale par-

teien, kommen auf unterschiedlichem
Niveau, zu unterschiedlichen Themen
zusammen. sie kommen zusammen,
um die gemeinsamen Probleme der
Menschheit zu lösen, und diese kröf-
te, darauf möchte ich noch einmal
ihre Aufmerksamkeit lenken, konnten
sogar aus einem solchen AnlaB wie
der Feier des 70. Jahrestages der Ok-
toberrevolution zusammenkommen.
Sogar der Prösident eines westeuro-
pdischen Landes hat an dieser Feier
teilgenommen und gesprochen. Alle
sozialdemokratischen parteien west-
europas waren dort vertreten. Aber
noch einmal möchte ich um ihre Auf-
merksamkeit bitten, aus der Türkei
war auBer der Linken, das heiBt auBer
uns, niemand da. Wir sind deswegen
besorgt. Die Türkei darf nicht zurück-
bleiben. Wenn man einen Vergleich
zieht, kann es, genau wie die Türkei
in der osmanischen zeit sowoh| auf
kulturellem als auch auf technischem
Gebiet mit der Entwicklung in den
europöischen Löndern nicht Schritt
halten konnte und zurückgeblieben
ist, auch diesmal dazu kommen, daB
sie eine Gelegenheit verpaBt. Dies ist
das eigentliche Ziel unserer Rückkehr
in die Heimat. Auf der Tagesordnung
steht die Möglichkeit einer Demokratie
mit allen dazugehörigen lnstitutionen
und Regeln. Eine Diskussion hierüber
muB in Gang gesetzt werden. ln je-
dem Fall muB die legitimste Atmos-
phöre in Verbindung mit diesem Ziel
die zeit der parlamentswahl sein. Des-
halb habe ich die Aufmerksamkeit auf
die Gleichzeitigkeit mit der parlamen-
tarischen Demokratie, ihrem wesen
und ihrer Entwicklung gelenkt. Wir ver-
teidigen unsere lnteressen im Rahmen
dieses Systems.

Xl

...ich wiederhole jedoch, und ich ha-
be es schon zuvor gesagt, daB wir
die Vertreter dieser Ansicht ermutigen,
wenn wir uns für die Durchsetzung
unserer Freiheit nicht mutig verhalten.

Andererseits glaube ich, daB Sie die
Diskussionen im Zusammenhang mit
unserer Fahrt verfolgen. lch haben
eben auch gesagt, daB sich auBer-
halbdes normalerweise relativ engen
umkreises, sei es der kommunisti-
schen partei, sei es der Freiheit der
Kommunisten, bezüglich der Demok-
ratie und auch allgemeinerer Themen
in viel gröBerem MaBe als früher fort-
schrittliche Gedanken verbreiten. Es
ist offensichtlich, daB unsere Lands-
leute den Reichtum der Gedanken-
vielfalt wollen. Anders ist das breite
lnteresse im Zusammenhang mit die-
ser Reise nicht zu erklören. wir müs-
sen auf das demokratische Gewissen
unseres volkes vertrauen. wir müssen
ihm auch Ausdruck verleihen. Aber
konkret. lndem wir zeigen, daB wir
existieren. Andernfalls...

Xll
Wir sind damit beauftragt, die An-

strengungen für die Legalisierung der
Vereinigten Kommunistisçhen Partei
der Türkei in Gang zu setzen und aus
diesem Grund fahren wir. Wir glauben,
daB das im umfeld der wahlen das
lnteresse der demokratischen öffent-
lichkeit gerade weg'en der Wahlen zu-
genommen nat. Wir glauben, daB der
schritt, den wir in dieser periode tun,
einen groBen Fortschritt in Richtung
auf die Demokratisierung der Türkei
bewirken wird. wir werden uns auf
diese weise bemühen, alles zu tun,
was uns möglich ist. Wir werden mit
derselben Arbeit fortfahren, wenn wir
nicht festgenommen werden sollten
oder wenn wir nach der Festnahme
freigelassen werden. Aber bei der Ein-
schötzung der neuen Situation, die im
Moment nicht abschötzbar ist - dies ist,
glaube ich, eine Seite das Problems -

werden diejenigen, die uns beauftra-
gen, die Lage überdenken und bewer-
ten. lm Moment sind ich und mein
Genosse Kutlu, ...

XV
Die Vereinigte Kommunistische Par-

tei der Türkei hingegen ist eine unab-
höngige Partei, die die Gedanken von
Marx, Engels und Lenin schöpferisch
unter den Bedingungen unseres eige-
nen Landes anwendet. wir haben in
unserem Programm zum Ausdruck ge-
bracht, daB der sozialismus zweifel-
los unsere eigenen Farben tragen wird.
schlieBlich haben wir unter Berück-
sichtigung der Bedingungen einer sich
verdndernden Welt einen pluralisti-
schen Weg gewiihlt. Wir haben uns
zur Unterstützung des Mehrparteien-
systems entschieden und dies in unse-
rem Programm öffentlich erklört. Die
Aufgabe einer legalen Gründung der
TBKP in unserer Heimat wurde uns bei-
den jeweils getrennt erteilt. Das heiBt,
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das die Leitung der Arbeiterpartei der
Türkei den Genossen Sargın und die
Leitung der Kommunistischen Partei
der Türkei mich beauftragt hat. Unsere
Parteien haben diesen Auftrag erteilt.

Kutlu und Sargın sind am 16. No-
vember 1987 getrennt von West Ber-
lin bzw. Brüssel losgeflogen und haben
sich dann auf dem Flughafen von
München getroffen, um ihre Reise ge-
meinsam fotzusetzen.

Auf ihre Reise wurden die General-
sekretöre von parlamentariern ver-
schiedener europöischer Lönder und
von bekannten Rechtsanwdlten und
Journalisten begleitet.

Die Generalsekretöre, die auch im
Flugzeug die Fragen der Presseange-
hörigen weıterhin beantworteten, be-
tonten, daB es nicht leicht sei, Frei-
heit und Demokratie zu erreichen, und
sie sagten, daB sie sich nicht davoı.
fürchteten, inhaftiert und angeklagt
zu werden. Kutlu und Sargın wurden
auf dem Esenboğa Flughafen in Anka-
ra in Haft genommen, Untersuchungs-
haft zu niemanden kontakt haben dür-
fen. Die Anwölte von Sargın und Kutlu
haben erklört, daB die lnhaftierung ge-
setzwidrig sei und daB die pausenlos
fortgesetzte Vernehmung Folter-
charackter Frage. Die Anwölte hahen
folgendes gesagt:

Bekanntlich lauft gegen den Gene-
ralsekretör der TKP Haydar Kutlu ein
prozeB und gegen den Generalsekre-
tör der TlP, Nihat SarGın, besteht ein
in Abwesenheit ergangenes Verhaf-
tungsurteil. Deshalb müsste nach den
geltenden Gesetzen Sargın sofort dem
Staatsanwalt vorgeführt und die An-
hörüng von Kutlu von dem, für seinen
ProzelJ zustöndigen Gericht fortge-
setzt werden. Unter gesundheitlichen
und juristischen Gesichtspunkten be-
trachtet, müBte das verhör, das unter
stregster Geheimhaltung, lebensge-
fiihrlichen Umstönden und ohne jeg-
liche menschliche und juristische
Rechte fortgesetzt wird, sofort abge-
brochen und die Generalsekretöre
freigelassen werden.

Doktor Bülent Tarakçıoğlu, der seine
Ansichten über die pausen|ose Ver-
nehmung von Kutlu und Sargın, darleg-
te und der zur zeit ein Buch über
Folter schreibt, hat ausdrücklich klar-
gestellt, daB nicht daran gezweifelt
werden kann, daB diese Art von Ver-
nehmungen den Charakter von psy-
chischer Folter trögt.

Über die in einigen Zeitungen ver-
öffentlichten Fotos von den General-
sekretören von TlP und TKP in sport-
trikos und über die Behauptung, daB
diese nicht gefoltert würden, sagte
der Psychologe Bülent Tarakçıoğlu,
daB daran ein klarer Fall von pyschi-
scher Folter zu erkennen sei.

Tarakçıoğlu hat klargestellt, daB in

b

Der g leic h nach se i ne r An k u nft festgenom-
mene Generalsekretör der Arbeiterpartei
der Türkei, Nihat Sargın.

den Kut|u und Sargın betreffenden
Nachrichten, die seit dem Tag ihrer
lnhaftıerung bis heute in den Zeitun-
gen zu finden sind, konkrete Anhalts-
punkte bezogen auf psychische Folter
gegeben sind und er sagte weiterhin,
daB gemöB den Auswertungen von
Wissenschaftlern psychische Folter
einer Verbrennung 3. grades gleich
kommt!

lm AnschluB an eine Erklarung, nach
der Sargın und Kutlu, die sich im
Polizeiprösidium in Schutzhaft befin-
den, an Bluthochdruck bzw. Herzbe-
schwerden leiden, veröffentlichte die
türkische Arztekammer eine Erkldrung
und forderte, daB die Generalsekre-
tdre von Arzten, die Mitglieder der
Arztekammer sind und v<-ın der Arzte-
kammer mit dieser Aufgabe betraut
werden, untersucht werden sollen.
Diese Forderung wurde abgewiesen.
lm folgenden die Erklörung der tür-
kischen Arztekammer:

Die Rechtsanwölte von Nabi Yağcı
und Nihat Sargın haben sich mit einem
Schreiben an uns gewandt, in dem
sie uns darum baten, daB ihre Man-
danten von Arzten untersucht werden
so|len, die von unserer Kammer ge-
wahlt werden.

Man weiB heute, daB gegen die
Arzte, die früher Angeklagte unter-
suchten, berechtigte und unberechtig-
te Anschuldigen gemacht wurden. lch
bitte sie hochachtungsvoll uns mitzu-
teilen, ob es erlaubt sein wird, daB
Herr Yağcı und Herr Sargın durch von
unserer kammer benannte Arzte un-
tersucht werden dürfen, um somit die
Aufrichtigkeit unserer Arzte, die die
beiden zur zeil untersuchen, zu bestd-
tigen.

DİE BEGLEİTENDE DELEGATİON
DER BEİDEN

GENERALSEKRETARE

Charles LEDERMANN (Frankreich)
Senator, Jurist

Manuel G. FONSECA (Spanien)
Mitglied des Parlaments

Jens Peter BONDE (Ddnemark)
Mitglied des Europaparlaments

Stratis KORAKAS (Griechenland)
Mitglied des Parlaments

Luciano CASTELLlNA (ltalien)
Mitglied des Europaparlaments

John BOWDEN (GroBbritanien)
Jurist

Anne de BOER (Niederlande)
Mitglied des Europarats, Grün-Fort-
schrittliches Bündnis

Francois GERMAN-ROBlN (Frank-
reich) Journalist, l'Humanit6

Klaus FESKE (West Berlin)
Mitglied des Politbüros der SEW

Sophie RlEGER (B.R.Deutschland)
Mitgl. des Stadtrats Nürnberg

Herbert STlEFVATER (B.R.Deutsch-
land), Mitglied des Stadtrats in
Nürnberg

Herman MÜLLER (B.R.Deutsch-
land), Verein der Verfolgten des
Naziregimes BdA

Klaus LlEBE-HARKORT
(B.R.Deutschland), Professor

Horst NlETSCHKE
(B.R.Deutschlanci), Jurist

Michael SACK (B.R.Deutschland)
Jurist

Barbara WlEMANN
(B.R.Deutschland), Verein der Ver-
folgten des Naziregimes/BdA

Hans G.SCHRAMM
(B.R.Deutschland), Mitglied des ba-
yerischen Landestages

Detlev LÜDERWALD
(B. R. Deutschland), Geschöftsf ü hrer
des lnitiativausschusses "Ausldndi-
sche Mitbürger in Hessen"

Giesela PARWEZ
(B.R.Deutschland), Historikerin/Dol-
metscherin
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Die Herangehensweise von
Regieru ngsprösident Evren
und Ministerprösident Özal:

Nachdem die Entscheidung der Ge.
neralsekretdre von Tlp und Tkp, in die
Türkei zurückzukehren, bekannt wur-
de, hat der Ministerprösident der tür-
kischen Republik Turgut Özal Erklö-
rungen und Stellungsnahmen zum
Thema abgegeben. ..

Ministerprösident Oza| hat in diesen
Erklörungen keinen konkreten Stand-
punkt bezogen.

Ozal, der in einer seiner Stellung-
nahmen versucht hat, die TKP und TlP
als Terror-Organisationen zu bezeich-
nen, sagte an anderer Ste|le, daB es
eine Zeitfrage sei, bis daB die Gesetze,
die die Gründung einer kommunis-
tischen Partei verhindere, aufgehoben
würden. lm folgenden geben wir Bei-
spıele von Ozals Stellungnahmen:

"Mann kann an die Legalitiit denken.
Nur wann, das weiB ich nicht. Denn
bei vielen Menschen wird es auf Reak-
tion stoBen, wenn die Kommunisti-
schen und fundamentalistischen par-

teien in der Türkei gegründet werden.
Mit der Zeit kann sich eıniges dndern.
Wir können die Paragraphen 141, 142
und ,t 63 des türkischen Strafgesetz-
buches nach den wahlen berücksich-
tigen. Wir haben sowieso in den letzten
4 Jahren wichtige Fortschritte auf dem
Weg zur Demokratıe erzielt".

Hürriyet-10.1 1 .87

Das kommen von kutlu und
Sargın und der Zeitpunkt ihrer

Fahrt ist ein betrügerischer Trick
Özal: Sowohl vor 1980 als auch

danach ist gegen ihre Anhiinger wor-
den und wurden Urteile gefdllt. Sch-
lieBlich werden zurzeilvor den staats-
sicherheitsgerichten einige Prozesse
geführt. ln den Prozessen, die schon
mit einem Urteil abgeschlossen sind
und die die noch fortgeführt werden,
werden die Mitglieder der beiden ille-
galen Parteien wegen folgender Aktivi-
töten angeklagt: Bewaffnung, Waffen-
transporte in Kampfgebıete, Benutz-
ung von Waffen gegen Mitglieder an-
derer Parteien, regelwidrige Samm-
lung von Mitgliedsbeitrdgen und Orga-
nisation in Zellenform mit gefölschten
Ausweisen, Orientierung auf Sturz der
Regierung im revolutiorİaren Kampf,
Spaltung des Landes und Gewalt
zwischen den eigenen Fraktionen,
Schaff ung ideologischer Organi-
sationen nıcht nur in Hochschulen,
sondern auch in mittleren schulen und
Behinderung der Erziehung durch mili-
tante Aktivitöten. wie daraus zu er-
kennen ist, sind die parteien, von
denen die Rede ist, wegen Teilnahme
terrorıstischen Aktivitöten, als illegale
Organisationen allen gesetzlich ver-
boten.

Hürriyet, 18.11.87

Der Gene-
ra lsek retij r
der TKP
Haydar Kut-
lu mit seiner
Ehefrau Çi-
çek Yağcı
auf dem
Tegeler
Flughafen in
West-Berlin.

Evren harte Kritik -

Eine kommunistische partei kann
nicht gegründet werden

Evren sagte: Es gibt Lönder, die ge-
gen uns sind. Sie stecken ihre Nasen
überall rein. Sıe sagen, daB es in der
Türkei Folter und Unterdrückung gibt.
Weil es in ihren Löndern legale kom-
munıstische Parteien gibt, wollen sie,
daB auch in der Türkei eine solche
gegrundet wird. Jede Nation hat ihre
Besonderheiten. Man sollte diese Be-
sonderheiten beachten. Die Türkei ist
für die Gründung einer kommunisti-
schen Partei nicht geeignet. Es ist
nicht möglich, eine kommunistische
partei, eıne faschistische parteı oder
eine islamische parteı, die sich auf
die islamische Gesetzgebung stützt,
zu gründen, da es im Strafgesetzbuch
die Paragraphen 14,1, ,l42 und 163
gibt. Um diese Paragraphen zu andern,

muB man das Grundgesetz öndern.
Hinzu kommt der Paragraph ,l 4 des
Grundgesetzes. Solange dieser Parag-
raph bestehen bleibt, können die an-
deren Paragraphen nicht aufgehoben
werden. Das solltet ihr auch so wissen.
obwohl sie das wissen, versucht ein
Sekretdr der illegal gegründeten kom-
munistischen partei zu kommen. Er
wird auch kommen?! weshalb sie
kommen weiB ich nicht. wenn sie
kommen, wird das Gesetz sie belan-
gen. Es wird ihnen geben, was ihnen
zusteht. Dann bringen Sie noch euro-
pdische kommunistische Parlamen-
tariar mit. Wenn sie festgenommen
werden, (geht her, es gibt keine De-
mokratie in der Türkei. Es gibt Unter-
drückung. Uns haben sie am Flughafen
festgenommen. Die Türkei darf nicht
in die EG eintreten) werden sie sagen.
Sie riskieren sogar, ins Geföngnis zu
gehen. Es gibt einige Leute in der
Türkei, die wollen indem sie ins Ge-
fAngnis gehen, ein Held werden. Sıe
sollten eines gut wissen: keiner be-
kommt eıne Ausnahmebehanlung. Es
wird gemacht, was das Gesetz sagt.

|n der Lage, in der die Türkei sich
befindet, kann sie das nichtverkraften.
Erst wenn die Zeit gekommen ist, wird
so etwas erlaubt. sobald es erlaubt
wird, werden kommunistische und reli-
giöse Parteien gegründet. Aber wenn
wir einer kommunistischen partei die
Erlaubnis geben, muB man auf der an-
deren Seite den religiösen Parteien,
die sich auf das scheriat berufen, auch
die Zulassung geben. Stellen sie sich
ein mal vor, in der gegenwartigen Lage
würden die beiden Parteien gegründet.
Wenn das geschieht, wird die Türkei
mit einer weitaus geföhrlicheren Lage
als vor dem 12. Sept. 1980 kon-
frontiert werden. Die Gründung dieser
Parteien kann gegenwörtig nicht Statt-
finden. Als Staatsprösident muB ich
das Grundgesetz schützen. Dieses
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Amt Rat weder Vogelscheuchen-noch
als Symbol charakter. lch jedenfalls
stütze mich darauf Deshalb habe ich
die Notwendigkeit. Deshalb habe ich
die Notwendigkeit gefühlt, diese Rede
zu halten.

Staatsprösident Evren dagegen sag-
te in einer Presseerklörung, die in den
Zeitungen veröff entlicht wurde und die
zur gleichen Zeit abgehalten wurde,
als Kutlu und Sargın für die Rückkehr
in die Türkei ins Flugzeug stiegen, daB
er gegen die Gründung einer Korrımu-
nistischen partei sei und daB eine
solche nicht erlaubt werden könne.

Gleichzeitig begann von einem Teil
der Zeitungen, an erster Stelle von Ter-
cüman, eine groBe Kampagne gegen
TKP und TlP. Den Kern dıeser Kam-
pagne bildet grober Antikommunis-
mus Die Zeitung Tercüman, die ihren
Lesern die Betrachtungsweise und die
Ansichten der beiden parteien ver-
fdlscht wiedergibt, beachtet bei
diesem Thema dıe Presse-Regel der
objektıven Weitergabe nicht.

Die Uberschriften, die Tercüman
über die Nachrichten zu diesem
Thema setzte, und die Berichte, in de-
nen die solidaritiit der Menschen im
ln - und Ausland zum Ausdruck
bringen sollten, können, ein objektiven
Bild über die Position der Zeitung ge-
ben:

Die Erklörungen der
verantwortlichen von Tlp und Tkp

Dıe verantwortlichen von Tlp und
TKP haben zu der Verhaftung der beı-
den Generalsekretare und zu den Ent-
wıcklungen nach dieser Verhaftung Er-
klarungen abgegeben. Sıe gingen auf
alle auftauchenden Fragen eın, von
denen sich manche auf unberechtigte
Behauptungen stützten. Die gemein-
same Erklörung der Verantwortlichen
der beiden parteien beinhaltet auch
die Erklarung zur Vereinıgten Kommu-
nistischen partei der Türkeı, dıe Tlp
und TKP gemeınsam und legal zu grün-
den beschlossen haben.

ERKLARUNG
über die Gründe für die Rückkehr

der Generalsekretdre von Tkp und
Tlp in ihr Land wurden von offizieller
Seite Kommentare und Auswertungen
abgegeben, die die öffentliche Mei-
nung irrefeführt haben.

Vor allem muB festgestellt werden,
daB illegale Arbeit nie der Wunsch
der Kommunisten war, die Gesetze,
die durch die Herrschenden erlassen
wurden, haben sie dazu gezwungen.
Aus diesem Grund war es immer das
Ziel der Kommunisten, legal zu arbei-
ten.

Heute zielen die TlP und die TKP
darauf ab, sich zu einer partei mit
neuer ldentitöt, die den heutigen Be-
dingungen angepasst ist, zusammen-

zuschlieBen und die Arbeit dieser
neuen Partei legal beginnen zu lassen.

ln ih rem veröff entlichten Programm-
entwurf nennt die neue partei die
Sicherung des Weltf riedens als Haupt-
bedingung für gesellschaftlichen Fort-
schritt und zielt darauf ab, durch die
demokratische Erneuerung der Türkei
diesen prozess zu eröffnen. Diese par-

tei so|l in der Türkei gegrundet wer-
den und alle Beschlüsse unabhöngig
treffen und umsetzen. Dıese partei
wird daran arbeiten, die nationale un-
abhöngigkeit und nationale Souverönı-
töt der Türkei zu starken. Dıe neue
Partei setzt sich unter den heutigen
kapitalistıschen Bedingungen für ein
demokratısches, alternatives ziel eın.
sie zielt darauf ab, zum sozialısmus
überzugehen, der sich auf die Mehr-
heit des volkes stützt, in eınem revo-
lutionören, demokratıschen prozess,
in dem die Demokratie errungen und
gefestıgt wird. Die Demokratie wird
eine eindeutige Oualitat des Sozialis-
mus sein Diese Partei ist gegen Terro-
rısmus jeder Art, und ihre Strategie
ist darauf ausgerıchtet, Gewalt fur im-
mer aus dem Leben der Gesellschaft
zu verbrannen. Bedingung ist, daB die
innere Demokratie der Partei sich op-
timal entwickelt, daB nicht darauf ver-
zichtet wird, die neue parteı zu starken.
Eine legale kommunıstıschen Öffent-
lichkeit erringen. Eine Partei dieser
Oualıtat kann eınen Beitrag dazu leis-
ten, daB ın unserem Land eine demok-
ratische Stabilitiit gesichert wird und
daB eine neue Art des Denkens
herrscht, das unser Land in die Lage
versetzt, den Frieden zu sichern.

lm Gegensazt dazu geben eine
Reihe Behauptungen, von offizieller
Seite zur Rückkehr von Nihat Sargın
und Haydar Kutlu vorgebracht wurden,
die Tatsachen nicht wieder.

Der Standpunkt, daB entsprechend
der besonderen Bedingungen in der
Türkei die kommunistische Partei legal
nıcht gegründet werden könne, be-
deutet eine Rückkehr zu Dogmen des
kalten Krieges, dei heutzutage eigent-
lich überlebt sind. Dieses Dogma ver-
sucht man mit der Behauptung zu
stutzen, die kommunistische partie

werde von auBen geführt. Das ist eine
Behauptung, die völlig im Widerspruch
zu dem Charakter der gegenseitıgen
Bezıehungen steht, die heutzutage
zwischen kommunistischen parteien
gelten und die dazu verurteılt ist, mit
der Rückkehr der zwei parteiführer

in ihr Land wie eın Ballon zusammen-
zufalIen.

Die Behauptung, die kommunisti-
sche partei der Türkei sei noch nicht
hinlönglich reif, zugelassen zu werden,
ist das produkt einer veröchtlichen
Haltung unserem Volk gegenüber und
ist weit von jeglicher Objektivitöt ent-
fernt. Die Behauptung, daB die TlP und

die TKP eine Terrororganisation seien,
wird sowohi durch die Programme und
politischen Aktivitdten beider Parteıen
als auch durch begründete Urteile in
Prozessen, die gegen diese Parteien
angestrengt wurden, Lügen gestraft.

Bevor die beiden Generalsekretöre
in die Türkei zurückkehrten, gab es
keinen Kontakt mıt der Regierungs-
seite. Aber sie erklörten, daB sie bereit
seıen, mit dieser seite zu verhandeln
So ein Verha|ten ist aus dem Blick-
winkel politıscher Führer, die die Ab-
sicht haben, die kommunistısche par-

tei legal zu grunden, nur ganz natür-
lich.

Es wırd behauptet, daB es das Ziel
der Rückkehr der zwei parteiführer
in ihr Land gewesen seı, im Vorfeld
der wahlen Aufruhr anzuzetteln oder
eine provokatıon zu bewirken. wie
kann die Absicht, |egal eine Parteı zu
gründen, als Chaotisieren oder Pro-
vakation gedeutet werden? Es ist klar,
das so eine demokratısche Absicht...

Diese Absicht gibt indessen vor den
Wahlen allen Parteien die Gelegenheit,
ihre Haltun zu demokratischen Mehr-
heıten und politischen Freıheiten vor
der off entlichkeit zu erkldren und
diese Ansichten durch die dringendste
Forderung ist gegenwArtig die soforti-
ge Freillassung von Nihat Sargın und
Haydar Kutlu in die Praxis zu über-
tragen.

AuBerdem muB ihnen die freıe poli-
tische Betatigung garantiert werden,
damit sie am Demokratisierungs-
prozeB teilnehmen können.

Die wachsende solidaritötsbewe-
gung auf internationalen Gebiet wurde
als Einmischung in die inneren Ange-
legenheiten der Türkei interpretiert.
Heutzutage werden die demokrati-
schen Kröfte jedes Landes aktıv, weil
sie den Menschenrechten und der De-
mokratie in ihren eigenen Löndern nur
dann mehr sicherheit verleihen kön-
nen, wenn sie die Entwicklung von
Menschenrechten und Demokratıe in

allen Ldndern verteidigen. Sie tun es
auch, ihre Freiheit und die Freiheit
der anderen untrennbar sind.

Aus der Sicht der Lander, die der
europöischen Vertrag ü ber Menschen-
rechte und die Helsinki-schluBakte
unterzeichnet haben, sind die Men-
schenrechte aus einen zustand, in

dem sie innere Angelegenheit eines
Landes sind, herausgetreten. Man
bringt vor, daB das Ziel der auslön-
dischen Delegationen, die in die Türkei
gekommen sind, ist das Ansehen der
Türkei herabansetzen. Hingegen ist es
ihr ziel, die Türkei im Hinblick auf den
DemokratisierungsprozeB zu unter-
stützen. Sie wird den Grad cı(,r

Menschenrechte und der Freiheit fest
stellen und der weltöffentlichkeit mit-
tei|en. Alleshdngt vom Verhalten der
Regierung ab.

8
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Die internationale solidaritöt mit den
Generalsekröteren der Tkp und der
TlP begann mit dem Tag, an dem die
beiden politiker erklörten, daB sie für
die Entfaltung der Demokratie in der
Türkei in ihre Heimat zurückkehren
werden, um dort die legale Betdtigung
der kommunistischen partei in die we-
ge zu |eiten. ln vielen Ldndern zeig-
ten die Kreise, die die Bestrebungen
der Demokraten der Türkei mit Auf-
merksamkeit verfolgten, aktive Solida-
ritöt mit den beiden politikern.

Eine Gruppe von Politikern, Wis-
senschaftlern, schriftstellern und Ju-
risten erklörte sich bereit, mit den
beiden führenden persönlichkeiten
der türkischen Linken in die Türkei
zureisen. Nebenstehend ist die Li-
ste der Solidaritötsdelegation zu lesen.

Die Delegation, die sich bei der Lan-
dung mit im Flugzeug befand, pro-
testierte heftig gegen die Festnahme
von Sargın und Kutlu und berief spö-
ter eine pressekonferenz ein, wo sie
die unverzügliche Freilassung der bei-
den politischen Führer fcırderte.

ln ihre Lönder zurückgekehrt, führ-
ten die Teilnehmer der solidaritötsde-
legation Pressekonferenzen durch, um
die Öffentlichkeit über die Ereignisse
zu informieren und die solidaritöt zu
störken. sie berichteterı der presse
ausführlich über die vorfiille.

DAS EUROPAPARLAMENT
FORDERTE DlE SOFORTİGE
FREİLASSUNG VON KUTLU

UND SARGİN

Das Europaparlament diskutierte
auf seiner Sitzung am 19. November
1987 die Festnahme von Kutlu und
Sargın und nahm einen Resolutions-
entwurf der kommunistischen Frak-
tion an.

Die Resolution Iautet:

Betrifft: Die unrechtmöRige Fest-
nahme am 16. November 1987 in der
Türkei.

ln Anbetracht der Tatsache,

a) daB die Türkei mit der EG durch

einen Vertrag verbunden ist;
b) daR die türkische Regierung für
den 29. November allgemeine Wah-
len ausgerufen hat;

c) daR das Europaparlament zu die-
sen wahlen Beobachter entsenden
wird;

d) daR der Generalsekretör der Ar-
beiterpartei der Türkei, Nihat Sargın,
und der Generalsekretör der kom-
munistischen Partei der Türkei, Hay-
dar KutIu, in die Türkei zurückkehr-
ten;

e) daB viele europöische Abgeord-
nete und Mitglieder des Europapar-
laments sich entschlossen, diese
persönlichkeiten nach Ankara zu be-
gleiten,

1- stellen wir mit Besorgnis fest, daB
Nihat Sargın und Haydar Kutlu bei
ihrer Rückkehr von den Par]amenta-
riern, die sie belgeiteten, gewaltsam
getrennt und im Polizeiprösidium der
Stadt in lsolationshaft genommen
wurden.

Das Europaparlament beschlieBt:

2- Die Forderung nach der Fre]las-
sung der beiden PersönIichkeiten
und die Garantierung ihres Rechts
auf freie politische Betötigung, um
ihnen die Möglichkeit zu geben dem
DeınokratisierungsprozeB in der Tür-
kei beizutragen,

3- Die Einbeziehung der AuBenmini-
ster, um ihren EinfluB im Rahmen
der zusammenarbeit bei der türki-
schen Regierung geltend zu machen,

4- Die Einwirkung des Vorsitzenden
im gIeichen Rahmen auf die Verant-
wortlichen in der Türkei,

5- Die Weiterleitung dieser Resolu-
tion an die Kommission, an den Mi-
nisterrat, ..., an die türkische Regie-
rung, an die GroBe Nationalver-
sammlung der Türkej

KUTLU UND SARGİNS ANLİEGEN
WRD VOR DEN

RECHTSAUSSCHUSS DES
EUROPARATS GEBRACHT

schusses des Europarats, B;orn Elm-
quist, und der Vorsitzende des Bera-
tungsausschusses des Europarats,
der Hollönder peter stoffelen, erklör-
ten, daB sie die Festnahme der Gene-
ralsekretöre der Tlp und der Tkp und
das vervot der kommunistischen par-
tei in der Türkei vor den Rechtsaus-
schuB des Europarats bringen werden.

Der Vorsitzende des Rechtsaus-
schusses des Europarats und Abge-
ordnete der Dönischen Linkspartei,
Bjorn Elmquist protestierte gegen die
Festnahme der beiden politischen
Führer der TKP und der TlP und er-
klörte, daB er die Ange|egenheit in die
Versammlung des Rechtsausschus-
ses des Europarats einbringen werde.

Der Vorsitzende des Beratungsaus-
schusses des Europarats, Peter Stof-
felen, der die Festnahme von Sargın
und kutlu scharf kritisierte, teilte mit,
daB auch er diese sache vor den
RechtsausschuB bringen werde. Stof-
felen, Mitglied der führenden Oppo-
sitionspartei in Holland, PVDA, sagte
in diesem Zusammenhang: "Nach den
Menschenrechtsnormen des Europa-
rats besteht in der Türkei weder eine
normale parlamentarische Demokra-
tie, noch werden die Menschenrechte
geachtet."

stoffelen wies darauf hin, daB in der
Türkei unzöhlige Menschen wegen ih-
ren Anschauungen und ihrem Einsatz
für sie, in den Geföngnissen sitzen
und meinte: "Die Türkei ist das ein-
zige Land in Europa, in dem die Kom-
munistische partei verboten ist und
das ist unbegreiflich."

DİE ERKLARUNG DES
AUSSENMİNİSTERS
VON FRANKREİCH

AuBenminister Frankreichs, Jean
Bernard Reimond gab eine Erklörung
ab, in der er sagte, daB die tranzö-
sische Regierung die Entwicklung der
Liberalisierung der Türkei mit Auf-
merksamkeit verfolge und die Fest-
nahme unter diesen Gesichtspunkten
sehe. Die auf Menschenrechte be-
dachte f ranzösische Regierung werde
darauf auf juristischer Grundlage in

o
Der Vorsitzende des Rechtsaus-
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entsprechender Art und Weise reagie-
ren.

DİE ERKLARUNG
DES GENERALSEKRETARS

DER FRANsözıscxeı,ı
KOMMUNİSTİSCHEN PARTEİ,

GEORG MARCHAİS

FKP-Führer George Marchais
machte folgende Erklörung:

"Mit groBer Sorge und Abscheu
habe ich erfahren, daB der Gene-
ralsekretör der kommunistischen
Partei der Türkei, Haydar Kutlu, und
der Generalsekretör der Arbeiterpar-
tei der Türkei, Nihat Sargın, die in
BegIeitung von europöischen Per-
sönIich(eiten, Parlamentariern und
Journalisten in die Türkei zurück-
kehrten, bei ihrer Ankunft in der
Hauptstadt Ankara sofort festge-
nommen wurden.

Haydar Kutlu, den ich erst vor K.ur-
zem in Paris mit Freude getroffen
habe, und Nihat Sargın müssen un-
verzüglich f reigelassen werden.

Die Vereinigte Kommunistische
Partei der Türkei unter ihrer Führung
muB ihre Tötigkeit zum Wohle der
Werktötigen und des Volkes der Tür-
kei offen aufnehmen können.

Die Türkei, die von den Verant-
wortlichen in Frankreich als Demok-
ratie angepriesen wird, ist in Wirk-
lichkeit die letzte Diktatur in Europa.
Hunderte Demokraten sind in Ge-
föngnissen, werden gefoltert und
zum Tode verurteilt. wir fordern ihre
Freilassung. Frankreich muR in die-
sem Sinne ihren EinfluB geltend ma-
chen.

Wir rufen alle Werktötigen, alle De-
mokraten Frankreichs auf, mit uns
diese Forderung zu erheben."

DER KONGRESS "DER FREUNDE
DER TÜRKEİ" FAND İM

FRANZÖİSCHEN PARLAMENT
sTATT

Der 1. lnternationale KongreB der
"Freunde der Türkei" der mit dem
"Apell für die Achtung der Menschen-
rechte in der Türkei" ins Leben geru-
fen wurde, trat im französischen par-

lament zusammen. Der Apell triigt die
Unterschrift von 2O0 Politikern, Wis-
senschaftlern, Geistjichen, Künstlern,
Sportlern sowie Generölen und Admi-
ralen a.D. - unter ihnen auch der ehe-
malige Staatsprdsident Portugals,
Costa Gomez, und der frühere Bun-
deskanzler Österreichs, Bruno Kreisky
10

Auf dem KongreB, der vom 27. bis
29. November stattfand, erklarte der
vorsitzende des koordinatıonskomi-
tees, französicher parlamentarier und
Mitglied der Europaparlaments, Jean
Pierre Fourre, daB sie gönzlich hinter
der Resolution des Europaparlaments
bezüglich der Festnahme der General-
sekretöre der Tlp und der Tkp stehen
und sagte: "Solange nicht al|e Par-
teien zugelassen sind, kann von der
beteuerten Rückkehr zur Demokratie
und vollstdndigen Existenz der Frei-
heiten nicht die Rede sein."

Auf der Tagesordnung des Kongres-
ses dessen Ehrenvorsitz der frühere
portugiesische Staatsprösident und
Marschall a.D- Costa Gomes inne hat-
te, befanden sich Themen wie die
Rechtsstruktur in derTürkei, Meinungs
und koalitionsfreiheit, das kulturleben
nach dem 12. September 1987 und die
Frage der Folter, sowie die Haftbedin-
gungen in den Geföngnissen. Diese
Themen wurden in 4 Arbeitsgruppen
behandelt.

VOM KONGRESS DER FREUNDE
DER TÜRKE|

Die Ziele des Kongresses wurden in
dem auf dem 'l . internationalen Kong-
reB beschlossenen Aufruf folgender-
maBen zusammengefaBt:
ı ln der zukunft wie heute, dem vol-
ke der Türkei in seinen Bemühungen
für die Erreichung einer zeitgemdBen
Demokratie beizustehen ;

ı solidaritöt mit dem volk der Türkei
zu leisten, wöhrend versucht wird, ihm
die Möglichkeit zum Gebrauch von
seinen Rechten im lnternationalen wie
im Nationalen zu verweigern;
ı Der Türkei die Leistung ihres vollen
Beitrages zum Frieden und zur Zu-
sammenarbeit der Vö|ker in Europa
und in der Welt zu erleichtern;
ı Den ErlaB einer Generalamnestie,
die auch die Vergebung der Todes-
strafen beinhaltet, zu ermöglichen und
die lnitiativen für die Meinungs-, Ge-
wissens- und Organisationsfreiheit zu
unterstützen.

ln dem vom KongreB beschlosse-
nen Aufruf wurde folgendes über die
Festnahme der Generalsekretdre der
TlP und der TKP, die für die legale
Gründung und Betötigung der Verei-
nigten Kommunistischen Partei der
Türkei in die Türkei zurückkehrten,
gesagt:

"wir verurteilen die Festnahme der
Generalsekretöre der kommunisti-
schen partei der Türkei und der Arbei-
terpartei der Türkei am 16. November
1987 bei der Ankunft in ihrer Heimat
und unterstützen den BeschluB des
Europaparlaments, das ihre sofortige

Freilassung und die Zusicherung ihrer
zukünftigen freien politischen Tötig-
keit in der Türkei fordert."

Der KongreB bemerkte, daB die Ver-
bote der Meinungs-, Gewissens- und
Organisationsfreiheiten in der Türkei
durch die Verfassung von 1982 be-
störkt wurden und der KongreB sich
darüber im klaren sei, daB diese ver-
bote, wie bei den Einschrönkungen
in Bezug auf die Hochschulen, insge-
samt auf die Bildung, Wissenschaft,
Kunst, Presse und Gewerkschaften;
auf die Existenz der reichen sprach-
lichen und kulturellen werte der kur-
den zu sehen sind, die Rechtsstruktur
der Türkei ausmachen.

HANNOVER:
PROTESTTELEGRAMME VON

GERHARD SCHRÖDER
Oppositionsführer im Niedersöchsi-

schen Landtag und Mitglied des Bun-
desvorstands der SPD, Gerhard
Schröder, forderte in Telegrammen an
Bonn und Ankara die sofortige Eınlie-
ferung Haydar Kutlus ins Kranken-
haus, den Zugang der Anwölte zu den
beiden politikern und die Durchfüh-
rung der Untersuchung durch rechts-
möBige Staatsanwdlte.

SPD BESCHLOSS EİNEN
VERTRETER İN DİE TÜRKEİ

ZU ENTSENDEN

Die Budestagsfraktion der SPD
forderte die Freilassung der beiden
türkischen politiker kutIu und sar-
gın.

Auf Empfehlung ihres Parteivor-
standes, der auf Anregung des Ab-
geordneten Michael Müller die Fest-
nahme von Kutlu und Sargın erör-
tert hatte, hat die Bundestagsfrak-
tion der SPD lh ihrer Sitzung am
Montag, den 23.11.1987, beschlos-
sen, den Abgeordneten Ottmar
schreiner nach Ankara zu entsen-
den, um die Entwicklung nach der
Festnahme der beiden Oppositions-
politiker vor Ort zu verfolgen und der
türkischen Regierung die Forderun-
gen der SPD zu übermitteln.

DER PROTEST DER GEW
Der Bundesvorstand der Gewerk-

schaft Erziehung und Wissenschaft,
Mitglied des DGB, hat gegen die Fest-
nahme der Generalsekretöre der Tlp
und der TKP protestiert und ihre so-
f ortige Freilassung gef ordert.

DER DEUTSCHE
GEWERKSCHAFTSBUND:

"İN DER TÜRKEİ MÜSSEN DİE
MENSCHENRECHTE GESİCHERT

WERDEN"

ln dem türkischsprachigen Mittei-
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lungsblatt des DGB, wurde erklört: "Die
Grundvoraussetzung des Beitritts der
Türkei in die EG ist die Wiederher-
stellung der Demokratie in allen Ge-
bieten des gesellschaftlichen Lebens.

wenn die Menschenrechte und die
gewerkschaftlichen und Grundrechte
in der Türkei nicht gesichert werden,
wird der DGB alle seine bestehenden
Beziehungen in der Bundesrepublik
und in ganz Europa zur Geltung brin-
gen und den Beitritt der Türkei in die
EG verhindern."

EıNE sollDARıTATSıNıTlATıVE,
DER UNTER ANDEREM RENATE

scHMıDT (MdB-sPD) uND
GüNTHER SCHRAMM (MdL

BAYERN-GRÜııe) aııceHÖREN,
STARTETE EİNE

UNTERSCHRİFTENSAMMLUNG

Die solidaritötsinitiative, die sich aus
Politikern, Künstlern, Juristen und Gei-
stlichen zusammensetzt, hat ein
schreiben an den türkischen staats-
prösidenten, den Parlamentsvorsit-
zenden und den Ministerprösidenten
vorbereitet, das dann zur unterschrif-
tensammlung freigegeben wurde:

An den
Staatsprasidenten
der Republik der Türkei

An den
prösidenten des parlaments
der Repub|ik der Türkei

An den Ministerprösidenten
der Republik der Türkei

ln der Türkei gehören die Forderun-
gen der verschiedenen gesellschaft-
lichen Gruppierungen nach demokrati-
schen verhöltnissen kurz vor den vor-
gezogenen Wahlen zu den wichtig-
sten Punkten auf der politischen Ta-
gesordnung.

Ungeachtet a|ler Meinungsdifferen-
zen besteht bei allen, die im Ausland
die Entwicklung in der Türkei verfol-
gen, zu der Verwirklichung demokrati-
scher verhdltnisse eine einheitliche
Meinung. Dies manifestierte sich auch
in der Rede von Bundesprösidenten
Richard von weizsöcker anlöBlich der
Entgegennahme des Atatürk-Frie-
denspreises am 14. Oktober in Anka-
ra.

Die Türkei gehört zu den 51 Grün-
dungsmitgliedern der Vereinigten Na-
tionen. Die Türkei hat auch die Men-
schenrechtsdeklaration der Vereinig-
ten Nationen, die Europdische Men-
schenrechtskonvention sowie die
schluBakte von Helsinki unterzeich-

net. Zudem ist die Türkei auch ein Mit-
glied der NATO und ein assoziiertes
Mitglied der EG. Die Türkei ist auch
im Europarat vertreten und nimmt tur-
nusgemöB den Regeln entsprechend
auch den Vorsitz des Europarates
wahr.

Dessen ungeachtet werden in der
Türkei die Rechte und Freiheiten, die
in den Vereinbarungen der internatio-
nalen Organisationen, deren Mitglied
auch die Türkei ist, festgeschrieben
sind, von den Regierungen besonders
nach dem Militiirputsch vom 12. Sep-
tember 1980 nicht eingehalten. Dies
gilt insbesondere für die Meinungs-
und Organisationsfreiheit (Artikel 18.,
19. und 2O. der Menschenrechtsdek-
laration).

Die Türkei ist das einzige Land in
Europa, in dem die Legalitdt der Ar-
beiter- und kommunistischen parteien

auf legistativer und exekutıver Ebene
verhindert wird. Dies muB geöndert
werden, damit die demokratischen
und jurischtischen Grundsiitze, die in
allen europöischen Löndern gelten
auch in
der Türkei verwirklicht werden.

Unter diesen Bedingungen ist das
vorhaben des Generalsekretörs der
Arbeiterpartei der Türkei (APdT) und
des Generalsekretörs der zk der kom-
munistischen Partei der Türkei (KPdT),
in die Türkei zurückzukehren, um ge-
meinsam eine neue Partei zu gründen
und die Legalitöt dieser Partei zu si-
chern, von groBer Bedeutung für den
DemokratisierungsprozeB.

wir als Demokraten fühlen uns ver-
pflichtet diesen Demokratisierungs-
prozeB zu unterstützen. Deshalb for-
dern wir, daB die Rechte und Freihei-
ten der Generalsekretöre beider par-

teien sowie aller politischer Emigran-
ten, die zurückkehren wollen in der
Türkei garantiert werden.

Heinrich Hannover, Rechtsanwalt,
Bremen
Lothar Kupp, Professor, Frankfurt a.M.
Klaus Liebe Harkort, Professor, Bre-
men
Detlev Lüderwald, ffarrer, Frankfurt
Jannis Sakellariou, SPD MdEP
Renate Schmidt, SPD-MdB
Hans Günther Schramm, Friedensliste
MdL-Bayern
Ursula Schumm-Garling, Professor,
Dortmund
Barbara Wiemann, Pastörin, Dortmund

PROTEST DER GRÜNDER DER
HEİNR|CH BÖLL STİFTUNG

400 Schriftsteller, Künstler, Wissen-
schaftler und vertreter verschiedener

Parteien und Bürgerinitiativen, die ge-
stern in Köln zusammengekommen
waren forderten die sofortige Frei|as-
sung der Generalsekretöre der TKP
und der TlP.

BREMEN: ARzrı_ıcxe
UNTERSUCHUNG GEFORDERT

Prof. Gerhard Stubi (Uni Bremen);
Fraktionsvorsitzender der Grünen im
Bremer Senat, Martin Thomas; Vorsit-
zender der WN/BdA-Bremen, Willi
Hundertmark und RA Dr. Heinrich Han-
nover haben in ihren Telegrammen
an das lnnenministerium der Türkei
und an die staatsanwaltschaft des
Staatssicherheitsgerichts in Ankara
die Forderung erhoben, sofort das Ver-
hör zu beenden und die örztliche un-
tersuchung der beiden Politiker durch
einen von den Rechtsanwö|ten be-
stimmten Arzt zuzulassen.

İN DER BUNDESREPUBL|K
HABEN 18oo ARZTE - MıTGLıEDER
DER AMNESTY İNTERNATiONAL -
DİE FREiLASSUNG VON SARGİN

UND KUTLU GEFORDERT

Nach dem URGENT ACTlON-Aufruf
der amnesty international, mehren
sich die Proteste gegen die Festnah-
me und unrechtmöBige Untersu-
chungshaft von Haydar Kutlu und Ni-
hat Sargın. 18O0 Arzte und Psycho-
logen - alle Mitglieder der amnesty
international - haben in einem Tele-
gramm an den türkischen Ministerprii-
sidenten die unverzügliche Freilas-
sung der beiden Politiker gefordert.

ln den usA, wo sich die zentrale
der amnesty international befindet, er-
ging ein Aufruf an alle Arzte, in dem
auch darauf hingewiesen wurde, daB
Nihat Sargın als Facharzt für Lungen-
krankheiten und Chirurg ein Kollege
von ihnen ist.

GÜNTHER WALLRAFF,
FERNSEH|NTENDANT DR. FRANZ
ALT, PRoF. EBERHARD R|CHTER
UND ANDERE SCHRİFTSTELLER,

JOURNALİSTEN UND
WİSSENSCHAFTLER HABEN

AuFGERUFEN, DıE ıN|TıAT|VE
VON DEN GENERALSEKRETAREN

DER TİP UND DER TKP
ZU UNTERSTÜTZEN

Der mit seinem Buch "Ganz Unten"
auch in der Türkei sehr bekannte
schriftsteller Günther wallraff, der
Fernsehintendant Dr. Franz Alt, Prof.
Eberhard Richter und andere namhaf-
te persönlichkeiten haben in ihrem
Appell, die beiden türkischen Politiker
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bei ihrer Rückkehr in die Heimat zu
unterstützen, darauf hingewiesen, daB
diese lnitiative unter Lebensgefahr er-
folgt. Zu den Unterzeichnern des Ap-
pells gehören auch der Vorsitzende
des Deutschen Journalistenverbandes
Eckerhard Spoo, der Türkologe Prof.
Klaus-Liebe Harkort, Prof. Joha4les
Straffler, Prof. Dorothea Solle, Rene
Boll, Gerd Steidel und Rechtsanwalt
Hans Schmitt-Lehrmann. ln dem Auf-
ruf hieB es:

"Die Unterzeichner dieses Auf-
rufes werden die Lebensgeföhrliche
Rückkehr der exilierten politiker mit
groBer Aufmerksamkeit verfolgen.
sie rufen die demokratische Öffent-
lichkeit dazu auf, dieses Beispiel für
eine gewaltfreie Wederherstellung
der demokratischen Rechte zu un-
terstützen, damit auch all die ande-
ren wieder in ihre Heimat zurück-
kehren können, die noch immer fern-
geha|ten werden."

13 1 1 1987

AuBerdem protestierten auch die
bekannten bundesdeutschen Sportler
Franz-Joseph Kemper und Silvia
Schenk gegen die Festnahme der bei-
den politiker.

30 PARLAMENTAR|ER BRACHTEN
EİNEN RESOLUTİONSENTWURF
FÜR KUTLU UND SARGİN ElN

Jeremy Corbyn, Abgeordneter der
Labour Party, und 30 weitere Parla-
mentarier haben im britischen parla-

ment einen Resolutionsentwurf im zu-
sammenhang mit der Festnahme der
Generalsekretöre der kommunisti-
schen Partei der Türkei (TKP), Haydar
Kutlu und der Arbeiterpartei der Tür-
kei (TlP), Nihat Sargın, vorgelegt. ln
dem Resolutionsentwurf heiBt es:

"Unser ParIament fordert ihre so-
fortige und bedingungslose Freilas-
sung und auBerdem auch Freiheit
für alle politischen Gefangenen.

Unser Parlament fordert zugleich,
daB Nihat Sargın und Haydar Kutlu
von unabhengigen Arzten medizi-
nisch untersucht werden und mit tür-
kischen und auslöndischen Rechts-
anwölten sprechen dürfen.

Wir sind der Überzeugung, daB, so-
lange die politischen Freiheiten ein-
geschrönkt werden, in einigen Ge-
bieten der Türkei weiterhin der Aus-
nahmezustand herrscht und das kur-
dische volk immer mehr unterdrückt
wird, von Demokratie nicht die Rede
sein kann.

Wir fordern die Regierung auf, ge-
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genüber der türkischen Regierung
ihre Besorgnis über den schreckli-
chen vorfall zum Ausdruck zu brin-
gen."

SOLİDARİTAT FÜR DİE
FREİLASSUNG DER BEİDEN

PARTEİFÜHRER

Am gleichen Tag wurde ein Soli-
daritiitskomitee für die Freilassung der
beiden Politiker und für ihre freie po-
litische Bestötigung gegründet. Den
Vorsitz übernahm der Abgeordnete
der Labour Party, Jeremy Corbyn und
Tony Gilbert, Sekretör der Liberation,
wurde zum Sekretör gewöhlt. Weitere
Mitglieder des Komitees sind: Die Mit-
glieder des Europaparlaments Alf Lo-
mas, Richard Balfe und Stan Newans,
die Abgeordneten Tony Benn, Harry
Cohen, Diana Abbott, Brian Sedgemo-
re, Chris Smith und Bernie Grant, die
Juristen Lord Tony Gifford, John Bow-
den und die vorsitzende des Anwölte-
verbandes Helena Kennedy.

PROTESTTELEGRAMME

von GroBbritannien werden zahllose
Talpg12rflrTıe an den Staatsprösiden-
ten Evren, den Ministerprdsidenten
Özal, an den Parlamentsprösidenten
karaduman und an die türkische Bot
schaft verschickt, in denen gegen die
Festnahme der Generalsekretdre der
TKP und der TlP schdrfstens prote-
stiert wird. unter den persönlichkei-
ten, die ihren Protest durch Telegram-
me zum Ausdruck bringen, befinden
sich neben dem bekannten schrift-
steller Harold pinter auch zahlreiche
Parlamentarier, Vorstandsmitglieder
von Frauenorganisationen und Wis-
senschaftler.

MİKİS THEODORAK|S SİNGT FÜR
KUTLU UND SARGİN

Der weltbekannte griechische Sön-
ger, Komponist und Vorsitzende des
Türkisch-Griechischen Freundschafts-
vereins, Mikis Theodorakis, wird in sei-
nen konzerten in verschiedenen
Stödten Europas für Haydar Kutlu und
Nihat Sargın singen. ln seinem Kon-
zert in Düsseldorf protestierte Theo-
dorakis gegen die Festnahme von Kut-
lu und Sargın und bekundete, daB er
seine Bemühungen für die Brüderlich-
keit der Völker der Türkei und Grie-
chenlands weiterführen wird und wid-
mete den Generalsekretören der Tkp
und TlP eines seiner Lieder. Theodo-
rakis rief auch das Publikum auf, gegen
die Festnahme zu protestieren.

BRİEF THEODORAKİS, AN ÖZİU:

"Herr Özal,

in der festen Überzeugung, daB die
zukunft unserer beiden Lönder sich
zum gröRten Teil auf das brüderliche
Nöherkommen unserer völker stützt,
richte ich an Sie den dringenden
Appell, die zwei türkischen PoIitiker
Haydar Kutlu und Nihat Sargın, die
Anhönger und Kömpfer für Frieden
und Freundschaft zwischen beidbn
VöIkern, unverzüglich freizulassen.
!hre sofortige Freilassung wird ein
Beweis dafür seln, daB diese Freund-
schaft sich auf nichts anderes auf-
bauen kann, als auf die Prinzipien
der nationalen Souverönitöt, der
Freiheit und der Demokratie."

DER TURNUSGEMASS
AMTİERENDE VORSİTZENDE DER
EUROPAİSCHEN GEMEİNSCHAFT,

DER AUSSENMİNİSTER
DANEMARKS, HAT DİE

VERANTWORTLİCHEN KREİSE İN
DER TÜRKEİ ERMAHNT

Der sozialdemokratische Abgeord-
nete und frühere Justizminister Döne-
marks Ola Esperrson hat heute eine
Erkldrung abgegeben. Darin heiBt es,
daB der AuBenminister Dönemarks
und derzeitig amtierende Vorsitzende
der EG, Uffe Ellemann-Jensen in ei-
nem schreiben an die verantwortli-
chen in der Türkei ermahnt, den Men-
schenrechten gegenüber gröBere
Sorgfalt zu zeigen. Der Minister beauf-
tragte die Botschaft, die Angelegen-
heit aufmerksam zu verfolgen.

SOLİ DARİTATSERKLARUNG
DER SOZİAL|STİSCHEN

EİNHEİTSPARTEİ
DEUTSCHLANDS

ln der Solidaritötserklörung, die am
19. November 1987 in Neues Deutsch-
land erschien, heiBt es:

Das zentralkomitee der sozialisti-
schen Einheitspartei Deutschlands er-
hebt entschiedenen Protest gegen die
Festnahme der Führer beider parteien
und fordert ihre sofortige Freilassung
sowie die Einstellung aller Repressa-
lien. Das zentralkomitee der soziali-
stischen Einheitspartei Deutschlands
versichert den türkischen kommuni-
sten, allen demokratischen und fort-
schrittlichen Kröften im Kampf um dıe
Freilassung der Genossen Haydar Kut-
lu und Nihat Sargın seine internatio-
nalistische Soli,daritöt."
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APPELL DER NATİONALEN
BEFREİUNGSBEWEGUNGEN DES

NAHEN OSTENS

ln dem Appe|l an den Staatsprö-
sidenten und Ministerprösidenten der
Türkei sagten die Befreiungsbewegun-
gen des Nahen Ostens:

"Wir, Nationale Bef reiungsbewegun-
gen des Nahen Ostens, haben erfah-
ren, daB Nihat Sargın und Haydar Kut-
lu auf undemokratische weise fest-
genommen wurden.

Wir protestieren gegen dieses un-
demokratische und menschen-
rechtswidrige Vorgehen und die Ver-
weigerung des Zugangs der Anwölte
zu ihnen und fordern die sofortige
FreiIassung von Haydar Kutlu und Ni-
hat Sargın und die Gewöhrleistung
ihres demokratischen und natürlich-
sten Rechts auf politische Bestöti-
gung."

KP Jordaniens; KP des lrak;Gruppe
der Agyptischen Patrioten im Ausland;
KP Agyptens; Nationale Befreiungs-
front Bahreins; Demokratische Grup-
pe des lrak; KP Palastinas; Demok-
ratische Front zur Befreiung Palösti-
nas; Demokratische Front-Organisa-
tion in Jordanien; Volksfront zur Be-
t}eiung Palöstinas; Volksfront-Organi-
sation in Jordanien; SozıalistischeAzar
Komitee Jordaniens; KP Saudi Ara-
biens; KP Libanons; Volksbefreiungs-
front Ummans; KP Syriens; Patrioti-
sche Einheit lrak-Kurdistans; Volks-
front Bahreins; Sozialistische Partei
Syrischer Kurden ; Generalkommanda-
tur des Volkes zur Befreiung Paliisti-
nas; Volkskampffront Palöstinas; So-
zialistische Partei des lrak; Demokrati-
sche Partei Kurdistans lrak; Demokra-
tische Volkspartei Kurdistans lrak; Be-
f reiu ngsf ront Palöstinas.

SOLİDARİTAT AUS AUSTRALİEN

Die Rückreise der Generalsekretöre
der TlP und der TKP in die Türkei,
um die Vereinigte Kommunistische
Partei der Türkei (TBKP) legal zu kon-
stituieren, stieB auch in Australien auf
reges lnteresse. Zahlreiche Einzelper-
sonen und Organisationen sandten
Telegramme an die PRESSEZENTRA-
LE E|NHE|T (BEM).

"Wir unterstützen die Bestrebun-
gen für den Einzug der TBKP ins of-
fene poIitische Leben des Landes
und für die Verwirklichung der De-
mokratie", heiBt es in einem Tele-
gramm, das die Unterschriften des
zentralkomitees der sozialistischen

Partei Australiens, des Stellv. Vorsit-
zenden der Demokratischen partei,

der Pörlamentarier Judith Dixon, Mi-
chael Arnold, Georg Crawford, Theo
Sidiripolous und der Vereinigung für
Weltweite Abrüstung trögt.

ln dem Telegramm der Gewerk-
schaften des Lebensmittelsektors, der
Bauarbeiter, des öffentlichen Dien-
stes, der Post, der Maler und der
Dekorationsarbeiter, der ethnischen
Minderheiten und Arbeitsemigranten,
der Hafenarbeiter und des verbandes
im konfektionssektor wird erklört:
"Wr sind der Überzeugung, daR die
legale Gründung der TBKP einen
groBen Schritt auf dem Weg für die
EntfaItung der Demokratie darstel-
len wird. lhre verantwortungsvolle
Rückkehr begrüBen wir von ganzem
Herzen und wünschen lhnen viel Er-
folg."

SCHWEDEN: DlE REAKTION
DER KUNSTSCHAFFENDEN

ln eınem gemeinsamen Telegramm
an den Ministerpriisidenten, an den
Parlamentsprösidenten und an den
Staatsprösidenten protestierten 14
persönlichkeiten unter ihnen die be-
kannte Schauspielerin Bibi Anderson,
Arje Suomi und der bekannte Jour-
nalist Oslof Lager - gegen die Fest-
nahme von Sargın und Kutlu. Zu den
unterzeichnern zöhlen weiterhin auch
Abgeordnete der Zentristischen Par-
tei, der vorsitzende des pen-clubs,
der vorsitzende des schriftstellerver-
bandes und zahlreiche schriftsteller.

Das AuBenministerium Schwedens
ertei|te seiner Botschaft in Ankara den
Auftrag über den Gesundheitszustand
von Sargın und Kutlu zu berichten.
LO-Region Stockho|m, amnesty inter-
national schweden, Gewerkschaf tsf ö-
deration und bekannte schriftsteller
und Künstler haben Protesttelegram-
me gesandt.

Eine Delegation, in der sich unter
anderem auch Parlamentsabgeordne-
te befinden, hat ein protestschreiben
an die türkische Botschaft abgegeben.

NİEDERİ_ANDE

Die solidaritöt mit dem Generalsek-
retör derTlP, Nihat Sargın und dem Ge-
neralsekretör der TKP, Haydar Kutlu

unsere postanschrift

ERMIS VERLAG
Postf'ach l0 10 16

4300 ESSEN

wird auch in den Niederlanden entfal-
tet.

Aus diesem Grund haben das hu-
manistische kommitee für Menschen-
rechte, der vorsitzende des internatio-
nalen humanistischen und morali-
schen Bundes, Prof. Dr. P. Fandijk,
die sozialdemokratische partei und
die Linksparteien sowie die immigran-
tenorganisationen in Nijmegen an den
Prösidenten Evren, den Ministerprösi-
denten Özal und an den staatsanwalt
Demiral Protesttelegramme und -brie-
fe zugeschickt.

Die Parteien der Lınkseinheit, SPN,
CPN, PPR und PvDA, haben an Turgut
özal und an die türkische Botschaft
jeweils ein Protestschreiben ausge-
richtet.

GRİECHENLAND

Das internationale demokratische
solidaritötskomitee Griechenlands ist,
um den BeschluB ihrer Hauptver-
sammlung mit der Forderung "sofor-
tige Freilassung von Kutlu und Sargın",
bekanntzugeben, am 24. November
zur türkischen Botschaft gegangen.
Nachdem eine Unterredung seitens
der Botschaft verweigert wurde, for-
derte der Generalsekretör des komi-
tees N. Fotiadis, die Verfolgung des
Falles seitens des AuBenministeriums.
Er erklörte, daB sie bis zur Freilassung
von N.Sargın und H.Kutlu und der
Rückkehr von allen politischen Em-
migranten frei in ihre Heimat nicht
nachlassen werden.

Das Athener Büro hat in einer Pres-
sekonferenz des Europaparlament,
die juristische Komission des Europa-
rates und alle demokratischen Organi-
sationen Griechenlands aufgerufen,
sich für die Freilassung von Kutlu und
Sargın einzusetzen.

Gewerkschaften und ihre Föderatio-
nen haben diesbezüglich ein Plakat
herausgegeben. Der Bezirk-Thessalo-
niki des internationalen demokrati-
schen solidaritötskomitees hat eine
Unterschriftenkampagne angef angen.

Der Kommunistische Jugendver-
band Griechenlands hat am 24. No-
vember eine protestdemonstration
durchgeführt.

lm griechischen Parlament wurde
ein protestschreiben zur unterschrift
vorgelegt. Bis jetzt haben 19 Abge-
ordnete von -l o parteien und von den
Unabhöngigen diesen Text unter-
schrieben.

Die panhellenistische kulturbewe-
gung hat ein Protestschreiben veröf-
fentlicht.
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Demokratlsche
solldaritet ln der Tiirke ı

ı

Die Rückkehr der Generalsekretdre
der Arbeiterpartei der Türkei und der
kommunistischen partei der Türkei
und ihre lnitiative die Tötigkeit der
Vereinigten Kommunistischen Partei
der Türkei legal einzuleiten, fand in der
Türkei und unter den Landsleuten im
Ausland breite Unterstützung. lntellek-
tuelle aus der Türkei haben diese lni-
tiative als eınen mutigen Schritt zur
Errichtung der Demokratie in der Tür-
kei bewertet und wurden aktiv, um die
lnitiative der beiden führenden politi-
ker zu unterstützen.

ln einer Erklörung im Namen der lni-
tiative für solidaritöt mit den lntellek-
tuellen der Türkei forderte prof. ser-
ver Tanilli die sofortige Freilassung
von Kutlu und Sargın und eine Gene-
ralamnestie.

ln seiner Erklörung an die Öffent-
lichkeit der Türkei wies prof. Tanilli
darauf hin, daB die kommunistischen
parteien fundamentale Bestandteile
der Demokratıe seien. Diese Tatsache
zu leugnen hieBe auch die Demokratie
zu leugnen. "Vor allem die lntellek-
tuellen, die parteien und die poIiti-
ker, die den Anspruch haben sich für
die Demokratie einzusetzen, stehen
vor einer wichtigen Aufgabe" meinte
er. (Türkiye Postası, 20.11.87)

ln einem lnterview mit der Zeitung
"Türkiye Postası" protestierte Ahmet
Kaçmaz, der Vorsitzende der Sozia-
listischen Arbeiterpartej der Türkei
(TSlP), gegen die Festnahme von Kut-
lu und Sargın. "Die gewaltsame Fest-
nahme und gesetzwidrige lnhaf-
tierung von Kutlu und Sargın" sagte
er, "zeigt das wahre Gesicht des
Regimes in unserem Land."

Kaçmaz weıter: "Kutlu und Sargın
wollen ein unveröuBerliches Recht
einer ieden Demokratie in Anspruch
nehmen und iordern das Recht auf
freie politische Betötigung. Sie müs-
sen unverzüglich freigelassen wer-
den. Es steht jedem offen, ihre poli-
tischen Ansichten zu teilen oder
nicht. Aber diejenigen, die das Recht
auf freie politische Betötigung ge-
nieBen, sind -wenn sie die geringste
Selbstachtung besitzen- verpflich-
tet, sich für die Gewöhrung dieses
Rechtes auch für andere einzuset-
zen."

Auch die künstler und lntellektuelle
im Ausland gaben bekannt, daB sie

14

die lnitiative von Kutlu und Sargın un-
terstützen.

zahlreiche lntellektuelle aus der Tür-
kei, u.a. bekannte schriftsteller und
Wissenschaftler, wie Fakir Baykurt,
Ataol Behramoğlu, Tektaş Ağaoğlu,
Nihat Behram, Seıver Tanilli und be-
kannte Söngerinnen wie Melike De-
mirağ und TüIay German gaben fol-
gende Erkldrung ab:

"Als Künstler und Schriftsteller,
die im Ausland ]eben und nach der
Errichtung einer wahren Demokratle
in der Türkei sehnen, betrachten wir
die Entscheidung der Generalsekre-
töre der Arbeiterpartei der Türkei
und der kommunistischen partei der
Türkei als einen wichtigen Schritt
im Kampf um Demokratie in unserem
Land. Es geht heute nicht darum,
ob wir ihre poIitische Ansichten tei-
]en oder nicht. Wir sehen es als un-
sere demokratische Pflicht an, jeg-
lichen Repressionen gegen sie ge-
meinsam zu widerstehen.

Wir denken, die dringenden For-
derungen auf der Tagesordnung der
demokratischen kröften sind, die so-
fortige Freilassung a]ler Verhafte-
ten; die Abschaffung der antidemok-
ratischen Paragraphen des tür-
kischen SIGB, wie 140., 141 ., 142.,
146., und 163; die Wiederaner-
kennung des Rechts auf Staatsbür-
gerschaft der Menschen, denen die-
ses Recht durch Erlasse entzogen
wurden; die freie Rückkehr der poli-
tischen lmmigranten; die Beendi-
gung antidemokratischer Repressa-
Iien, die auf Meinungs-, Glaubens-,
und Rassenunterschiede fuRen. Wir
meinen, daB die demokratischen
Kröfte sich um diesen Forderungen
zusammenschlieRen sollten.

Wir glauben fest daran, die Ver-
wirklichung der Demokratie nicht
durch die Genehmigung der antide-
mokratischen kröfte sondern durch
den Einsatz der wahrhaft demokra-
tischen kröfte erreicht werden wird.
Wir, die im Ausiand lebenden Künst-
ler und schriftsteller nehmen in die-
sen Bemühungen wieder einmal un-
seren platz ein. wir verbreiten im
Ausland die Kampagne des Men-
schenrechtsvereins der Türkei für
eine Generalamnestie und glauben,
daB die demokratischen kröfte un-
seres Landes unsere Freunde kutlu

und Sargın in Schutz nehmen wer-
den. (Türkiye Postası, 20.11.87)

Die Rückkehr der Generalsekretöre
der TlP und der TKP und ihre lnitia-
tive für die legale Gründung und Td-
tigkeit der TBKP (Vereinigten Kom-
munistischen Partei der Türkei) sind
in die Tagesordnung der politischen
Parteien in der Türkei gekommen. Die
parteien, die sich zur zeil intensiv mit
der Wahlpropaganda beschöftigen,
haben auch zu diesem Thema stel-
lung genommen.

Die sozialdemokratische sHp hat
noch einmal betont, daB sie sich für
die Aufhebung der §§ 141 und 142
(des türk. SIGB), die die Gründung
einer kommunistischen partei in der
Türkei verhindern, einsetzt und eın-
setzen wird. Der Generalsekretör der
SHP hat den Pressemitglieder erklört
daB sie für Kutlu und Sargın alles
ihnen mogliche tun werden.

Die Zustandigen der unter der Füh-
rung des ehemaligen Ministerprösiden
ten Demirel stehenden Dyp haben
erkldrt, daB im Falte einer allgemei-
nen Einigung auch die DYP zugunsten
einer Aufhebung dieser Paragraphen
beziehen wird.

Der vorsitzende der demokrati-
schen Linkspartei (DSP), Bülent Ece-
vit erklörte, auf die Frage der Jour-
nalisten in Bezug auf die Rückkehr
der Generalsekretöre und lega|e Be-
tötigung der Kommunistischen Partei
daB die legale Tötigkeit der Kom-
munistischen partei ein Recht sei, die-
ses Recht zugestanden werden müsse
und die in die Heimat zurückgekehrte
Generalsekretdre nicht verhaftet wer-
den dürften.

Die Erklörung der Generalsekretdre
der TKP und der TlP, daB sie auf
BeschluB der zk§ ihrer parteien in
die Heimat zurückkehren werden, ihre
Rückkehr und ihre Festnahme sowie
die rasch steigende Solidaritöt mit
lhnen hat sowohl in der türkischen
wie auch in der internationalen presse
ein breites Echo hervorgerufen.

Mit der Bekanntgabe des Rückkehr_
beschlusses wurde das Thema in zahl-
reichen Zeitungen in der türkıschen
Presse in groBen Schlagzeilen ge-
bracht und hat sich zwei wochen
lang gehalten. Obwohl die Entwick-
lungen in Verbindung mit den bevor-
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stehenden wahlen und die Erklörun-
gen wie die Propaganda der politi-
schen parteien sich überall breit mach-
te, gewann die legale Gründung der
Vereinigten Kommunistıschen Partei
der Türkei Oberhand.

Fast alle kolumnisten und bekannte
Kommentatoren der Zeitungen haben
in diesen Zusammenhang ihre Ansich-
ten und Meinungen geschrieben. Die
Tageszeitung Tercüman übernahm
dabei mit ihrer Kampagne gegen die
legale Betiitigung der Kommunisti-
schen Partei die Rolle des Sprach-
rohrs der Kreise, die der legalen Grun-
dung einer kommunistischen Partei
schdrfstens widersprochen und die
Verhaftung der Generalsekretare der
Tkp und der Tlp befürworteten. unten
geben wir eine Sammlung von Auszü-
gen der Artikel verschiedener Kom-
mentatoren wieder:

Yalçın Doğan, Kommentator und
Redaktionsmitglied der Tageszeitung
Cumhuriyet, nahm in seinem Artikel
mit der uberschrift "schwimmver-
suche einer verönderten TKP" Ste|-
lung zur Vereinigung der TKP und der
TlP. Er kommentierte die Verdnderun-
gen in den Ansichten und Program-
men dieser parteıen und schrieb zum
SchluB:

"Z.Z. eıleben wir in der Türkei eine
grundverschiedene Atmosphöre. Es
vollzieht sich ein mit dem Aufnah-
meantrag an die EG vor unseren
Augen beschleunigter'demokrati-
scher ProzeR'. Die Herstellung der
völligen Funktionsföhigkeit der De-
mokratie in der Türkei wird als 'erste
Bedingung' für die Aufnahme der
Vollmitgliedschaft in der EG dar-
gestellt. Mit der Erklörung, daB sie
die'europöische Demokratie' akzep-
tiert, dröngt die neue Partei Özal
in die Enge. Demgegenüber stellt
Özal zwei Bedingungen 'ökonomi-
sche Entwicklung und eine tolerante
Atmosphöre'

An dem Punkt, an den die Türkei
heute angelangt ist, sehen wir,daB
'sogar die TKP sich öndert', Mal se-
hen, wie weit sich 'diejenigen, die
diese Verönderungen einleiteten,
mit den von ihnen geschaffenen
Verönderungen' Schritt ha]ten wer-
den." (Cumhuriyet, 02.1 1.87)

Uğur Mumcu, ebenfalls Ko|umnist
in Cumhuriyet, in seinem Komment-
tar sich mit der Rückkehr der Gene-
ralsekretöre der Tlp und der Tkp sowie
mit der Frage, ob die TBKP legal ge-
gründet werden kann, oder nicht, aus-
einandersetzte, brachte seine Ansich-
ten folgendermaBen zum Ausdruck:

"Die Mitglieder der TKP sollen in
die Heimat zurückkehren und ihre
Partei gründen. Selbst die Diskus-

sion über die Frage, 'ob kommuni-
stische Parteien gegründet werden
oder nicht', ist ein reichlich'anachro-
nistisches' Ereignis. Auch im Nach-
barland Griechenland gibt es kom-
munistische parteien. wurde denn
durch die Existenz der kommunisti-
schen Parteien das kapitalistische
System in GriechenIand umge-
stürzt? Nein.

... Die Demokratie stellt 'unver-
zichtbare' Bedingungen. Diejenigen,
die diese Bedingungen nicht eriül-
len, werden nicht so leicht als 'li-
beral' oder'demokratisch' bezeich-
net. Weder ANAP (Özals Partei),
noch eine andere." (Cumhuriyet,
01.1 1 .87)

Eıner der bekanntesten Dichter und
schriftsteller der Türkei Melih cevdet
Anday hat ın einem in Cumhuriyet
veröffentlichen Artikel seine Ansichten
über die Vereinigten Kommunisti-
schen parteı der Türkei zusammen-
gefaBt. ln seinem noch vor der Ruck-
kehr der beiden Generalsekretaren
verfaBten Artikel wies Anday darauf
hin, daB den beiden Generalsekreta-
ren bei ihrer Rückkehr keine schwie-
rigkeiten gemacht werden dürfe, und
schrıeb:

"Jedoch sei hier gleich bemerkt,
daB deren Rückkehr in die Türkei
keine Schwierigkeiten bereiten soll-
te. Eben das ist das angebrachte
verhalten für ein zivilisiertes und de-
mokratisches Land. Anderenfa]ls
würden wir die schörfsten kritiken
der Welt hervorrufen."

Desweiteren beeinhaltet Andys Ar-
tikel folgende Ansichten:

"Sei es infolge des Pragmatismus
des Ministerprösidenten, sei es des-
wegen weil wir nicht anders in die
EG aufgenommen werden, der Mei-
nung, daB unsere Demokratie von
der Legalitöt dieser Partei Nutzen
ziehen wird. Es wöre falsch, bei
solchen Entwicklungen von jeder-
man aufrichtige Absichten zu er-
warten, da die Gutmütigkeit nicht
von alleine gedeiht. Meines erach-
tens lst es am angebrachtesten, zu
sagen, "mögen sie nur kommen, wir
werden uns schon an sie gewöhnen".

Die Öffentlichkeit, die seit Jahren
unter EinfIuB der gegenteiligen Mei-
nung steht, von dieser Notwendig-
keit zu überzeugen, wöre die Aufga-
be der TBKP.

Die Öffentlichkeit, die seıt Jahren
unter EinfluB der gegenteiligen Mei-
nung steht, von dieser Notwendigkeit
zu überzeugen, wdre die Aufgabe der
TBKP. (Cumhuriyet, 6.1 1.1987)

Einer der bekannten schriftsteller
der Türkei, Mehmet Kemal, der in der

Tageszeitung Cumhuriyet eine Rubrik
mit dem Namen "polıtik und darüber
hınaus" unterhölt, bemerkte in seinem
kommentar mit der Überschrift "Die
Schaffung eines demokratischen
Klimas" f olgendes: " Es gibt eine Rea-
litöt - die TKP. Diese Partei - in der
Türkei gegründet und infolge von
Repressalien ins Ausland gezwun-
gen - ist die ölteste Partei der Tür-
kei und möchte in die Heimat zu-
rückkehren. Dafür ist ein demokrati-
sches klima erforderlich. wenn
man wirklich an Demokratie glpubt,
dann darf einer sozialistischen oder
kommunistischen partei nicht ver-
sperrt, sondern muB geöffnet wer-
den...

wenn wir in einem demokratischen
Land leben, in dem das Gesetz
herrscht, dann wöre zu erwarten, daB
diejenigen, die sich für die Gründung
einer marxistischen partei einset-
zen, kommen, ihre Tötigkeit aufneh-
men und wenn sie sich im Rahmen
der Gesetze verhalten, ihnen alle
Mö9lichkeiten der Betötigung einge-
röumt werden. Nicht Anschuldigun-
gen sollte man aussprechen, son-
dern abwarten. Die demokratischen
Juristen sind für eine Aufhebung der
Hindernisse. Auch Griechenland hat
sich von einem Junta-Regime be-
freit. Beim Übergang in einen de-
mokratischen prozeB konnte sie sich
infolge der Gründung von verschie-
denen parteien schneller erholen.
Diese Erleichterung ebnete ihr auch
den Weg in die EG.

FoIgendes, was unseren National-
stolz betrifft, müssen wir noch ein-
mal überdenken: Menschen eines
jeden Landes sind imstande, den
Marxismus zu verstehen und zu ak-
zeptieren. Sollen wir denn nun die
einzigen sein, denen dieses Ver-
stöndnis fehlt? Wir sollen die De-
mokratie nach westlichen Normen
verwirklichen, es sollen.Parteien al-
ler Strömungen gegründet werden
können, nur marxistische nicht... So
etwas kann nicht sein! Diese Menta-
litöt wird unseren Nationalstolz ver-
letzen. Andere sollen föhig sein zu
denken, nur wir nicht..." (Cumhuriyet,
1 1 .1 1 .1987) (shrt)

Altan Öymen, ein führendes Mit-
glied der nach dem Militörputsch vom
12. September 1980 verbotenen Re-
publikanischen Volkspartei, der zur
Zeit Hauptkommentator der Tageszei-
tung Milliyet ist, schrieb in seinem
kommentar unter der Überschrift
"Woran wir uns gewöhnen müssen"

"Aus diesen Gründen müssen vor
allem wir von der Aufrichtigkeit und
Ernsthaftigkeit unseres Beitrittsge-
suchs in die EG überzeugt sein
und deshalb .eine Türkei schaffen,
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die den Rechts- und Freiheitsnormen
der EG entspricht.

Und auBerdem stellen diese Nor-
men - unabhöngig davon, ob wir
in die EG eintreten oder nicht - die
Fundamente eines normaIen demok-
ratischen Lebens dar, auf daB das
türkische Volk seit langem Anspruch
hat. Die Portugiesen und Spanier
am anderen Ende des kontinents sol
len ein Leben "ohne Verbote" führen
können, aber die Menschen in der
Türkei nicht, obwohl sie eine löngere
Demokratietradition besitzen. kann
es denn etwas absurderes geben?

Die Einhaltung dieser Normen ist
auch notwendig um unser Volk von
der unpöBlichen Lage zu retten, im
Zug der Demokratie im zweiten Ab-
teil zu sitzen." (Milliyet, 29.10.1987)

Die Erklarung des Presseamtes des
Ministerpriisidenten, in der versucht
wurde, die TKP und die TlP als terro-
ristische Organisationen darzustel-
len, stieB in der Presse auch auf Reak-
tionen. Kollumnist Uğur Mumcu, der
sich in seınen Artikeln stets von der
TKP distanzıert, widerlegte die Be-
schuldigungen des Presseamtes mit
Zitaten aus gerichtlichen Dokumen-
ten. ln seinem Artikel "Die TKP und
der Ministerprösident" bemerkte
Mumcu, daB die Qualif izierung der TlP
und der TKP als terroristische Organi-
sationen, nicht mit der des staates
übereinstimmt und schrıeb:

"ln der Erklörung des Ministerprö-
sidentamtes wurden Anschuldigun-
gen gegen die TKP und TlP ausge-

sprochen, wie Bewaffnung, Waffen-
lieferung in Aktionsgebiete und Ge-
brauch von Waffen gegen Mitglieder
einer anderen partei.

Dem Presseamt empfehlen wir in
den folgenden Quellen nachzu-
schauen, bevor sie solche Anschul-
digungen in die Welt setzen: Erste
Ouelle wöre die Urteilsbegründung
des 2. Mi|itörgerichts in Ankara ge-
gen die TKP vom 7. Oktober 1954
(Gegenstand Nr. 1953/17 Urteil Nr.
1954/33.) ln diesem Urteilfindet sich
nicht die geringste Anmerkung über
bewaffnete Aktionen oder waffen-
lieferungen der TKP. Die zweite
Que]le disbezüglich wöre das neuste
Urteil gegen die TKP. Das Urteil des
1. Militörgerichts in Ankara vom
29.3.1985 (Gegenst. Nr. 1984/147
Urtejl Nr. 1985/90), das durch das 5.
Militörische Schiedsgericht am
28.10.1 987 bestötigt wurde, beinhal-
tet auf Seite 107 ihrer Begründung
unter der Überschrift "TKP und Ge-
walt" folgende Beurteilung:

'ln unserem ProzeB wird die TKP
nicht beschuldigt, ihre Ziele mit Ge-
walt erreichen zu wollen. ln der Tat
konnte dies nicht nachgewiesen
werden."' (Cumhuriyet, (shrt) 17 ,l 

1.

1987)

Bekannter Journalıst und Schrıft-
steller Ilhan Selçuk kritısıerte in sei-
nem Artikel "wie man es auch drehen
und wenden mag, es ist und bleibt
unhaltbar" die Haltung des Staatspra-
sidenten Evren:

"Auch die Ansprache des Staats-

prösidenten Evren in Muğla wider-
spricht der Verfassung von 1982,
dessen' Bürgerschaft' er übernimmt.

1. Wenn hier von einem Fall die
Rede ist, der in den Zustöndlgkeits-
bereich der Rechtsprechung föllt, so
föllt dem Staatsprösidenten schwei-
gen zu. lndem Evren meint "Unsere
Gesetze werden sie (Kutlu und Sar-
gın) am "Kragen packen" erweckt
er den Anschein, als ob er der
Rechtssprechung Befehle erteiIe.
wird das nicht bei der polizei, der
staatsanwaltschaft, beim Gericht zu
unsicherheit führen? wird das nicht
Zweifel an der Unabhöngigkeit der
staatsanwölte und der Richter her-
vorrufen?

2. ln der Rede des Herrn Evren
wird zum einen der wunsch zum Bei-
tritt in die EG geöuBert und zum an-
deren aber Gedanken geöuBert, die
der in der EG gültigen Demokratie
widersprechen. Dieser Widerspruch
in den Köpfen muB endlich gelöst
werden. Am meisten versetzt einen
folgende Worte Evrens in Erstaunen:

"-Wenn Sargın und Kutlu kom-
men, werden sie sagen: 'Seht ihr,
in der Türkei gibt es keine Demokra-
tie'."

Ja, gibt es in der Türkei Demokra-
tie?

wenn dem so lst - und das be-
hauptet der Staatsprösident-, kann
sie nicht mit den worten zweier kom-
munisten verschwinden aber wenn
es keine Demokratie gibt, dann sa-
gen die beiden Kommunisten die
Wahrheit" (Cumhurıyet, 1811 1987)
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Amerika dahi1 17 ülkeden çeşitli politik görüşlene ınensup
politikacı, parlamenter, sendikacı, din adamları, emekli genenarl
ve amiraller, bilim adamları, sanatçı ve ıriiıi sponcuları.n, yazar-
lar:-n Tünkiyeınin Dostları bildirğesi adı altında bir deklarasyon
imzaladı-lar.

Deklarasyonda şu görüşler var ı

Her ülkeden birer temsilcinin eşgüdüm konitesini oluşturduğu
Tünkiyelnin Dostlarıınun.1. kongresi 27-29 Kasım tarihleri arasında
Parisıte Fransa Panlamentosunda toplanıyor. Kongrenin gündeminde
1) Türkiyeınin hukuksal yap]-s1. İnsan Hakları Evnensel Bildlrgesi,
Avrupa İnsan Hakları Sözleşmesiı ve Eelsinki Senedi 

'. 
bölümü

açısından ele alınıyor. Bu konunun raportörlüğünü Danimarkalı
Kopenhag Hukuk Fakültğsi Prof.lerinden Eriık Syespi yaplyor.

2) Türkiyeıde Düşünee ve örgütlenme özgünlüğü? ba,;1ığını taşıyor ,
bu bölümde Türkiye'de siyasi partiler yasas1 , sendika_lar yasas1,
dernekler yasasl, basın yasas]- ve politik göçrnenlerin dururnu ile
vatandaşlıktan atrlmalar ele alınıyor. Bu konunun naportönlüğünü de
İsveç Sosyal Demokrat Milletvekili Hans Franz Göran yap]-yor.

7) Türkiye'de 12 eylül sonras]- kültür yaşam].na 11işkin. Bu bölümde
12 Eylül sonras]- Kültür, Sanat, Bilim, YöK, sinema-tiyatro yaşam].
ve bunları.n üzerlndeki baskılar ıLle alınıyor. Bu bölümün raportör-
1üğünü ise İngiliz Şair (eıtrx Bu böli.imde Prof . Server
Tanilli (Strasbourg Ünlversitesi öğretlm üyelerinden) bir tebliğ
sunacak.

4) Türkiyeıd"e işkence sorunu ve hı**ın hapisane koşullanı. Bu konu-
nun raportörlüklerini ise Federal Almanyaıdan Bremen Ünevirsltesi
Prof .Lerinden Prof . Stubi ile liukukçu Odendal üstöeniriorlar.

Kongreınj-n onur başkanlrğını lse Portekiz eski Curnhurbaşkanı
Mareşal Kosta Gomez yaplyor.

Faansız parlamentosunda yapılacak kongreye, Fransa Cumhurbaşkanı
Mitterrandlın eşi Bayan Mitterandın da bir ınesaj gönderdiği öğrenildi.
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gexlcs BoııAı,ııı ctııırsl
. SORU- "TKP mesclesi vııı, Bcbice Borın'ın ccnız. lö,
,rtoinden hcmen sonrı Türtiye'ye gelmeye kırır vcrdi. Nı,
sıl değerlendiriyorsunuz? "

Özev "Behice Boran hikiyesi Millet Meclisi'nin o top-
lantı gününe rastladı. Ondan bir hafta ewcl biz çok yoğun

meşguliyet içindeydik. Ondan sonra bcn, 'Bu § oısıI oldu
bir'ögrtoelim' dedim, Yani normat takip edilsq/di o hadisc
o şckilde olmazdı. Ama cenazc Türkiyc'lc geldikten sonra
Meclis'ten kaldırılması bizim kararımız değildiıi'

SORU- "Hükimeı olırık mı?"
ÖZRL "E"et hükümeı olarak bizjm kararımız dcğil. Cel-

ınesi dc bizim kararımız değildir. Celince fazla
'scs 

çıkarılmamıştır. Çünkü bu işi bir hadisc ha-
linc gctirmck isteyen gruplar vardı, o da sönmüştür. Kcn-
disi belli bir saplantıya girmiş, oradan ayrılmamış bir ha-
nımdır. Ama öldükıen sonra insanların hırslarının. kinlcri-
nin bitmesi lizım. Biraz da böyle'diişundüm iş olduktan
sonra.

Bayrağa sarıldı, şöyle ıaşındı, bayrağa sarılması aykırıy-
m
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SORU- "Evet, Türk bıyrığı ıüzüğüne ıykın olıni sı-
nldı."

ÖZAL "Ercı aykırıymış, onları da bilmiyorum. Ama
bir kere olan hadise üzerinde durmanın bir layda gctircccği
kanaaıinde değilim. Ama o hadisc öbürlerinc (IKP'lilere)
cesaret vcrdi görüşü yanlıştır.

Daha önce dc söyledim, gclirler, çOnk0 ratandaşlıkun çı-
karılmamış... Celirler ama avakıbına (sonuçlarına) da raı
olurlar. Ccldiklcri anda sorgulamaları yapılır, sorgulama-
ları neticcsinde tevkif edilmelerı ıcap cderse, bağımsız mah-

kemcler kararını vcrir. Biz gcrekcni bu şckilde yaparızl'
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